
KUGLER 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
ANTONIO TIZZANO 

vom 27. September 2001 1 

I — Vorbemerkung 

1. Mit Beschluss vom 3. Februar 2000, bei 
der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen 
am 14. April 2000, hat der deutsche Bun­
desfinanzhof gemäß Artikel 234 EG drei 
Fragen nach der Auslegung des Artikels 13 
Teil A Absatz 1 Buchstaben c und g der 
Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie 2 im 
Rahmen eines Rechtsstreits zur Vorabent­
scheidung vorgelegt, in dem sich eine Ge­
sellschaft, die Dienstleistungen der häusli­
chen Pflege erbringt (Ambulanter Pflege­
dienst Kügler GmbH, im Folgenden: Klä­
gerin) und das Finanzamt für 
Körperschaften I in Berlin (im Folgenden: 
Finanzamt) gegenüberstehen. Die Ant­
worten des Gerichtshofes werden das vor­
legende Gericht bei der Entscheidung dar­
über unterstützen, ob die medizinischen 
Leistungen und die häusliche Pflege, die die 
Klägerin in den Jahren 1988 bis 1990 er­
brachte, der Mehrwertsteuer zu unterwer­
fen sind, wie das Finanzamt annimmt, oder 
aber, so die Klägerin, gemäß den genannten 
Vorschriften steuerlich zu befreien sind. 

II — Rechtlicher Rahmen 

A — Die gemeinschaftsrechtliche Re­
gelung 

2. Artikel 13 (mit der Überschrift „Steuer­
befreiungen im Inland") Teil A (mit der 
Überschrift „Befreiungen bestimmter dem 
Gemeinwohl dienender Tätigkeiten") Ab­
sätze 1 Buchstaben b, c und g und 2 
Buchstaben a und b der Sechsten Richtlinie 
bestimmt: 

„(1) Unbeschadet sonstiger Gemein­
schaftsvorschriften befreien die Mitglied­
staaten unter den Bedingungen, die sie zur 
Gewährleistung einer korrekten und ein­
fachen Anwendung der nachstehenden Be­
freiungen sowie zur Verhütung von Steu­
erhinterziehungen, Steuerumgehungen und 
etwaigen Missbräuchen festsetzen, von der 
Steuer: 

b) die Krankenhausbehandlung und die 
ärztliche Heilbehandlung sowie die mit 
ihnen eng verbundenen Umsätze, die 

1 — Onginalsprache: Itahenisth. 

2 —Sechste Richtlinie 77/388/FAVG des Rates vom 17. Mai 
1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit-
ghedstaaten uher die Umsatzsteuern — Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Be-
messungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1, im Folgenden: Sechste 
Richtlinie). 
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von Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts oder unter Bedingungen, welche 
mit den Bedingungen für diese Ein­
richtungen in sozialer Hinsicht ver­
gleichbar sind, von Krankenanstalten, 
Zentren für ärztliche Heilbehandlung 
und Diagnostik und anderen ord­
nungsgemäß anerkannten Einrichtun­
gen gleicher Art durchgeführt bezie­
hungsweise bewirkt werden; 

c) die Heilbehandlungen im Bereich der 
Humanmedizin, die im Rahmen der 
Ausübung der von dem betreffenden 
Mitgliedstaat definierten ärztlichen 
und arztähnlichen Berufe erbracht 
werden; 

g) die eng mit der Sozialfürsorge und der 
sozialen Sicherheit verbundenen 
Dienstleistungen und Lieferungen von 
Gegenständen, einschließlich derjeni­
gen der Altenheime, durch Einrichtun­
gen des öffentlichen Rechts oder andere 
von dem betreffenden Mitgliedstaat als 
Einrichtungen mit sozialem Charakter 
anerkannte Einrichtungen; 

(2) a) Die Mitgliedstaaten können die 
Gewährung der unter Absatz 1 

Buchstaben... g... vorgesehenen 
Befreiungen für Einrichtungen, die 
keine Einrichtungen des öffent­
lichen Rechts sind, von Fall zu Fall 
von der Erfüllung einer oder meh­
rerer der folgenden Bedingungen 
abhängig machen: 

•— Die betreffenden Einrichtun­
gen dürfen keine systematische 
Gewinnerzielung anstreben; 
etwaige Gewinne, die trotzdem 
anfallen, dürfen nicht verteilt, 
sondern müssen zur Erhaltung 
oder Verbesserung der er­
brachten Leistungen ver­
wendet werden. 

— Leitung und Verwaltung müs­
sen im Wesentlichen ehren­
amtlich durch Personen erfol­
gen, die weder selbst noch über 
zwischengeschaltete Personen 
ein unmittelbares oder mittel­
bares Interesse an den Ergeb­
nissen der betreffenden Tätig­
keit haben. 

— Es müssen Preise angewendet 
werden, die von den zu­
ständigen Behörden genehmigt 
sind oder solche, die die ge­
nehmigten Preise nicht über­
steigen; bei Tätigkeiten, für die 
eine Preisgenehmigung nicht 
vorgesehen ist, müssen Preise 
angewendet werden, die unter 
den Preisen liegen, die von der 
Mehrwertsteuer unterliegen­
den gewerblichen Unterneh­
men für entsprechende Tätig­
keiten gefordert werden. 
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— Die Befreiungen dürfen nicht 
zu Wettbewerbsverzerrungen 
zuungunsten von der Mehr­
wertsteuer unterliegenden ge­
werblichen Unternehmen füh­
ren. 

b) Von der in Absatz 1 Buchstaben... g... 
vorgesehenen Steuerbefreiung sind 
Dienstleistungen und Lieferungen von 
Gegenständen ausgeschlossen, wenn 

— sie zur Ausübung der Tätigkeiten, 
für die Steuerbefreiung gewährt 
wird, nicht unerlässlich sind; 

— sie im Wesentlichen dazu bestimmt 
sind, der Einrichtung zusätzliche 
Einnahmen durch Tätigkeiten zu 
verschaffen, die in unmittelbarem 
Wettbewerb mit Tätigkeiten von 
der Mehrwertsteuer unterliegenden 
gewerblichen Unternehmen durch­
geführt werden." 

B — Die nationale Regelung 

3. Nach § 4 Nummer 14 Satz 1 des Um­
satzsteuergesetzes von 1980 (im Folgenden: 
UStG 3) sind von der Steuer befreit 4: 

„die Umsätze aus der Tätigkeit als Arzt, 
Zahnarzt, Heilpraktiker, Krankengymnast, 
Hebamme oder aus einer ähnlichen heil­
beruflichen Tätigkeit im Sinne des § 18 
Absatz 1 Nr. 1 des Einkommensteuer­
gesetzes ...". 

4. § 4 Nr. 16 UStG enthielt in der während 
des für das Ausgangsverfahren maß­
gebenden Zeitraums, d. h. in den Jahren 
1988—1990, geltenden Fassung eine Steu­
erbefreiung für 

„die mit dem Betrieb der Krankenhäuser, 
Diagnosekliniken, und anderen Einrich­
tungen ärztlicher Heilbehandlung, Diag­
nostik oder Befunderhebung sowie der 

3 — BGBl. I 1979, S. 1953. 
4 — [Betrifft nicht die deutsche Fassung.] 
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Altenheime, Altenwohnheime und Pfle­
geheime eng verbundenen Umsätze, wenn 

a) diese Einrichtungen von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts be­
trieben werden oder 

b) bei Krankenhäusern... 

c) bei Diagnosekliniken und anderen 
Einrichtungen ärztlicher Heilbehand­
lung, Diagnostik oder Befunderhebung 
die Leistungen unter ärztlicher Aufsicht 
erbracht werden ... 

d) bei Altenheimen, Altenwohnheimen 
und Pflegeheimen im vorangegangenen 
Kalenderjahr mindestens zwei Drittel 
der Leistungen den in § 68 Absatz 1 des 
Bundessozialhilfegesetzes... genannten 
Personen zugute gekommen sind." 

5. 1992 wurde die Einleitung des § 4 Nr. 
16 UStG dahin geändert, dass die Steuer­
befreiung nunmehr den folgenden Gegen­
stand hat 5: 

„die mit dem Betrieb der Krankenhäuser, 
Diagnosekliniken und anderen Einrichtun­
gen ärztlicher Heilbehandlung, Diagnostik 
oder Befunderhebung sowie der Alten­
heime, Altenwohnheime, Pflegeheime, Ein­
richtungen zur vorübergehenden Aufnahme 
pflegebedürftiger Personen und der Ein­
richtungen zur ambulanten Pflege kranker 
und pflegebedürftiger Personen eng ver­
bundenen Umsätze, wenn ...". 

6. Bei demselben Anlass wurde § 4 Nr. 16 
ein Buchstabe e hinzugefügt, der wie folgt 
lautet: 

,,e) bei Einrichtungen zur vorübergehenden 
Aufnahme pflegebedürftiger Personen 
und bei Einrichtungen zur ambulanten 
Pflege kranker und pflegebedürftiger 
Personen im vorangegangenen Kalen­
derjahr die Pflegekosten in mindestens 

5 — Die Änderung erfolgte durch das Steueränderungsgesetz 
1992 (im Folgenden: StÄndG, BGBl. 11992, S. 297, 317). 
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zwei Drittel der Fälle von den gesetzli­
chen Trägern der Sozialversicherung 
oder Sozialhilfe ganz oder zum über­
wiegenden Teil getragen worden sind". 

7. Ergänzend ist zu den genannten Be­
stimmungen zu bemerken, dass in § 4 Nr. 
14 UStG für die Definition der Einkünfte 
aus „freiberuflichen Tätigkeiten" auf § 18 
Absatz 1 Nr. 1 des Einkommensteuerge­
setzes (im Folgenden: EStG 6) verwiesen 
wird. Aus der Rechtsprechung des Bun­
desfinanzhofs geht jedoch hervor, dass sich 
diese Verweisung nur auf die Beurteilung 
der Art der Tätigkeiten und nicht auf die 
ertragsrechtliche Qualifizierung der Ein­
künfte für die Zwecke der Umsatzsteuer 
bezieht. Die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 
14 UStG ist daher nicht auf die Person des 
jeweiligen Berufsausübenden beschränkt, 
sondern kann auch von einer Personen­
oder Kapitalgesellschaft in Anspruch ge­
nommen werden. 

8. Hinsichtlich der Befreiungsmöglichkeit 
für häusliche Pflegedienste weist das vor­
legende Gericht darauf hin, dass Leistungen 
der Behandlungspflege, d. h. Pflegemaß­
nahmen, die durch eine Erkrankung ver­
anlasst sind und im Rahmen der häuslichen 
Krankenpflege durch Pflegepersonal 
durchgeführt werden, nach verschiedenen 
neueren Urteilen des Bundesfinanzhofs als 
„ähnliche" heilberufliche Tätigkeiten im 
Sinne von § 4 Nummer 14 UStG anzusehen 
sind und somit unter die in dieser Be­
stimmung vorgesehene Steuerbefreiung fal­
len. Dies gilt jedoch weder für Leistungen 

der Grundpflege, die beispielsweise die 
Körperpflege, die Zubereitung und Auf­
nahme der Nahrung und die den Kranken 
beim An- und Auskleiden sowie beim Auf­
stehen und Zu-Bett-Gehen geleistete Hilfe 
umfasst, noch für die hauswirtschaftliche 
Versorgung, zu der die Hilfe beim Ein­
kaufen, bei der Reinigung der Wohnung 
und bei der Wäsche zählt. Für die letzteren 
beiden Arten der häuslichen Pflege kommt 
nach der Darstellung des vorlegenden Ge­
richts eine Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 16 
UStG in der durch das StÄndG geänderten 
Fassung in Betracht; dies jedoch erst ab 
dem Inkrafttreten des StÄndG, d. h. ab dem 
1. Januar 1992, da eine rückwirkende An­
wendung der Änderungsvorschrift aus 
sachlichen Billigkeitsgründen abgelehnt 
worden sei. 

III — Sachverhalt und Vorlagefragen 

9. Die Klägerin ist eine Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung deutschen Rechts, 
die in den Jahren 1988 bis 1990 einen 
ambulanten Pflegedienst betrieb. Sie ver­
folgte nach ihrer Satzung ausschließlich 
und unmittelbar mildtätige Zwecke durch 
Unterstützung von Personen, die wegen 
ihres körperlichen Zustands oder ihrer 
wirtschaftlichen Verhältnisse 7 auf die Hilfe 
anderer angewiesen waren. Diese Ziele, 
deren Verfolgung durch einen bis zum 

6 — BGBl. I 1987, S. 657. 

7 — Personen, die wirtschaftlich hilfsbedürftig im Sinne von § 53 
Absatz 1 Nummer 2 der Abgabenordnung von 1977 (BGBl. 
I 1976, S. 613, Berichtigung BGBl. 1977 I, S. 269) sind. 

I-6841 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN TIZZANO — RECHTSSACHE C-141/00 

31. Dezember 1989 befristeten Bescheid 
des Finanzamts vom 23. August 1988 be­
scheinigt worden war, sollten insbesondere 
durch häusliche Krankenpflege, Haus­
haltshilfe sowie durch Haus- und Famili­
enpflege verwirklicht werden. 

10. Mit mehreren Steuerbescheiden, die 
sich auf den streitigen Zeitraum bezogen, 
setzte das Finanzamt die von der Klägerin 
geschuldete Umsatzsteuer für die Zeit von 
1988 bis 1990 anhand von geschätzten 
Besteuerungsgrundlagen mit dem er­
mäßigten Steuersatz fest. Die Klägerin ver­
trat die Ansicht, sie komme in den Genuss 
der Steuerbefreiungen nach § 4 Nummern 
14 und 16 des UStG von 1980; sie legte 
zunächst beim Finanzamt Einspruch ein 
und erhob schließlich eine Klage. Beide 
Rechtsbehelfe wurden zurückgewiesen. 

11. Nach Ansicht des Finanzgerichts übte 
die Klägerin keinen der in § 4 Nummer 14 
UStG bezeichneten Berufe aus, da sie als 
juristische Person nicht die Merkmale für 
eine freiberufliche Tätigkeit erfüllen könne. 
Ihre Umsätze seien auch nicht nach § 4 
Nummer 16 UStG steuerfrei, da sie keine 
Einrichtungen ärztlicher Heilbehandlung 
unterhalten habe (vgl. § 4 Nummer 16 
Buchstabe c UStG) und die Steuerbefreiung 
für Einrichtungen zur ambulanten Pflege 
kranker und pflegebedürftiger Personen 
erst 1992 eingeführt worden sei (vgl. § 4 
Nummer 16 Buchstabe e UStG in der ge­
änderten Fassung). 

12. Eine andere Beurteilung sei auch dann 
nicht möglich, wenn man die Sechste 
Richtlinie und insbesondere deren 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstaben c 
und g berücksichtige. Die Voraussetzungen 
des Buchstaben c erfüllten nämlich eben­
falls nur natürliche Personen mit den 
Qualifikationsmerkmalen der ärztlichen 
oder arztähnlichen Berufe; die Klägerin 
könne auch nicht die in Buchstabe g vor­
gesehene Steuerbefreiung für als Einrich­
tungen mit sozialem Charakter anerkannte 
Einrichtungen in Anspruch nehmen, weil 
die entsprechende Anerkennung der Ein­
richtungen zur ambulanten Pflege erst ab 
1992 aufgrund der Änderung des § 4 
Nummer 16 UStG durch das StÄndG er­
folgt sei. 

13. Die Klägerin legte hiergegen Revision 
beim Bundesfinanzhof ein, mit der sie 
Verstöße gegen § 4 Nummern 14 und 16 
des UStG 1980 und gegen Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 Buchstaben c und g der Sechsten 
Richtlinie rügte. 

14. In seinem Vorlagebeschluss setzt sich 
der Bundesfinanzhof in erster Linie mit der 
Frage der Anwendbarkeit der Steuerbefrei­
ung nach Artikel 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe c der Sechsten Richtlinie auf 
Leistungen juristischer Personen ausein­
ander. Er sieht sich in seinen Zweifeln 
durch das Urteil Gregg 8 bestärkt, in dem 
der Gerichtshof festgestellt hat, dass „die 
meisten Bestimmungen [des Artikels 13 
Teil A Absatz 1 der Sechsten Richtlinie 
festlegen], welche Wirtschaftsteilnehmer 

8 — Urteil vom 7. September 1999 in der Rechtssache C-216/97 
(Gregg, Slg. 1999, I-4947). 
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die von der Steuer befreiten Leistungen er­
bringen können" (Randnr. 13), und dass 
„in einigen der in Artikel 13 Teil A Absatz 1 
der Sechsten Richtlinie enthaltenen Tat­
bestände der Begriff der .Einrichtung' ver­
wendet wird, während in anderen die be­
treffende Tätigkeit durch Berufs­
bezeichnungen umschrieben wird, die sich 
auf eine Einzelperson beziehen, wie etwa 
die ärztlichen und arztähnlichen Berufe 
(Buchstabe c)" (Randnr. 14). Der Ge­
richtshof hat trotzdem in dem Urteil ent­
schieden, dass „[d]er Grundsatz der steu­
erlichen Neutralität [es] verbietet..., [dass] 
die Steuerbefreiung [nach Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 Buchstaben b und g] von der 
Rechtsform [abhängt], in der der Steuer­
pflichtige seine Tätigkeit ausübt" 
(Randnr. 20). 

15. Im Hinblick auf die verschiedenartigen 
Leistungen, die von der Klägerin erbracht 
werden, stellt sich das vorlegende Gericht 
außerdem die Frage, ob neben der Be­
handlungspflege auch die Leistungen der 
Grundpflege und der hauswirtschaftlichen 
Versorgung — zumindest als Neben­
leistungen im Rahmen der Behandlungs­
pflege — unter die Steuerbefreiung nach 
Buchstabe c fallen können. Der Bundes­
finanzhof bezieht sich dabei auf ein Urteil 
des Gerichtshofes, das nach seiner Auf­
fassung einer Steuerbefreiung für sämtliche 
Leistungen, die nicht zur Behandlungs­
pflege gehören, entgegenstehen könnte. Im 
Urteil Kommission/Vereinigtes Königreich 9 

hat der Gerichtshof festgestellt, dass es sich 
bei den „Heilbehandlungen im Bereich der 
Humanmedizin, die im Rahmen der Aus­
übung der... ärztlichen und arztähnlichen 
Berufe erbracht werden" um „Leistungen 
handelt, die außerhalb von Kranken­
anstalten im Rahmen einer auf Vertrauen 

gegründeten Beziehung zwischen Patient 
und Behandelndem erbracht werden, wobei 
diese Beziehung normalerweise in dessen 
Praxisräumen zum Tragen kommt" 
(Randnr. 33). 

16. Für den Fall, dass nicht alle von der 
Klägerin erbrachten Leistungen unter die 
Steuerbefreiung nach Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten Richt­
linie fallen, stellt sich der Bundesfinanzhof 
schließlich die Frage, ob im vorliegenden 
Fall nicht möglicherweise Buchstabe g an­
wendbar ist. Dazu müsse jedoch geprüft 
werden, ob sich die Klägerin auf diese Be­
stimmung berufen könne, die erst nach dem 
Zeitraum, auf den sich die Steuerbescheide 
des Finanzamts bezögen, in innerstaatliches 
Recht umgesetzt worden sei. Da sich nach 
der Rechtsprechung des Gerichtshofes „ein 
Einzelner auf Bestimmungen einer Richt­
linie, die inhaltlich als unbedingt und hin­
reichend genau erscheinen, gegenüber allen 
innerstaatlichen, nicht richtlinien­
konformen Vorschriften berufen 
[kann]" 10, fragt sich der Bundesfinanzhof, 
ob diese Voraussetzungen vorliegend erfüllt 
sind. 

17. Aufgrund dieser Erwägungen hat der 
Bundesfinanzhof dem Gerichtshof die fol-

9 — Urteil vom 23. Februar 1988 in der Rechtssache 353/85 
(Kommission/Vereinigtes Konigreich, Slg. 1988, 817). 

10 — Urteil vom 25. Mai 1993 i n der Rechtssache C-193/91 
(Mohsche, Slg. 1993, I-2615, Randnr. 17). 
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genden Fragen zur Vorabentscheidung 
vorgelegt: 

1. Gilt die Steuerbefreiung nach Artikel 13 
Teil A Absatz 1 Buchstabe c der 
Richtlinie 77/388/EWG nur, wenn die 
Heilbehandlung von einer „Einzel­
person" ausgeführt wird, oder ist die 
Befreiung von der Rechtsform des be­
handelnden Unternehmers un­
abhängig? 

2. Falls die Befreiung auch bei Ka­
pitalgesellschaften anwendbar ist: Er­
fasst die Befreiung insgesamt oder teil­
weise die Umsätze einer Kapitalgesell­
schaft durch ambulante Krankenpflege 
(Behandlungspflege, Grundpflege und 
hauswirtschaftliche Versorgung), die 
von geprüften Krankenschwestern und 
Krankenpflegern erbracht wird? 

3. Fallen die bezeichneten Leistungen un­
ter Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buch­
stabe g der Richtlinie 77/388/EWG, 
und kann sich ein Steuerpflichtiger auf 
diese Bestimmung berufen? 

IV — Rechtliche Würdigung 

A — Zur ersten Vorlagefrage 

1. Vorbringen der Beteiligten 

18. Mit Ausnahme des Finanzamts haben 
alle am vorliegenden Verfahren Beteiligten 
vorgeschlagen, die erste Frage dahin zu 
beantworten, dass die Steuerbefreiung nach 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der 
Sechsten Richtlinie nicht von der Rechts­
form des Steuerpflichtigen abhängt, der die 
Leistungen erbringt, und dass es folglich 
keine Rolle spielt, ob es sich bei diesem um 
eine natürliche oder um eine juristische 
Person handelt. 

19. Für eine solche Antwort sprächen vor 
allem die Artikel 2 und 4 der Sechsten 
Richtlinie 11: Artikel 2, weil er klarstelle, 
dass Lieferungen von Gegenständen und 
Dienstleistungen — und nicht die Per­
sonen, die die entsprechende Tätigkeit 
ausübten — der Mehrwertsteuer unterlä­
gen; Artikel 4, weil er bestimme, dass für 
die Zwecke der Richtlinie als Steuer-

11 — Gemäß Artikel 2, der sich in Abschnitt 2 mit der Über­
schrift „Steueranwendungsbereich" befindet, unterliegen 
der Mehrwertsteuer: 
„1. Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen, 

die ein Steuerpflichtiger als solcher im Inland gegen 
Entgelt ausführt; 

2. die Einfuhr von Gegenständen". 
Artikel 4 Absatz 1, der zu Abschnitt IV mit der Überschrift 
„Steuerpflichtiger" gehört, bestimmt: „Als Steuerpflichti­
ger gilt, wer eine der in Absatz 2 genannten wirtschaftli­
chen Tätigkeiten selbständig und unabhängig von ihrem 
Ort ausübt, gleichgültig zu welchem Zweck und mit 
welchem Ergebnis." 
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Pflichtiger gelte, „wer eine... [wirt­
schaftliche Tätigkeit] selbständig und un­
abhängig von ihrem Ort ausübt, gleichgül­
tig zu welchem Zweck und mit welchem 
Ergebnis", und damit bestätige, dass die 
Besteuerung nicht von der Rechtsform des 
Steuerpflichtigen abhänge. 

20. Außerdem wird darauf verwiesen, dass 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c auf 
die Art oder den Charakter der be­
treffenden Leistungen — „Heilbehand­
lungen" — und nicht auf die Rechtsform 
der Person abstelle, die sie erbringe; die 
Angabe der Berufsgruppen, die zur Er­
bringung dieser Leistungen berechtigt seien, 
diene nur der Definition der Leistungen 12. 
Zudem könnten nur natürliche Personen 
für eine juristische Person Leistungen er­
bringen; soweit die natürlichen Personen 
die erforderlichen Qualifikationen besäßen 
und in Ausübung ihres Berufes handelten, 
könnten folglich auch juristische Personen 
über sie eine wirtschaftliche Tätigkeit aus­
üben, die der Steuerbefreiung nach 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der 
Sechsten Richtlinie unterliege. 

21. Allgemeiner betrachtet gehe es um den 
der Sechsten Richtlinie zugrunde liegenden 
Grundsatz der steuerlichen Neutralität, der 
es verbiete, dass Wirtschaftsteilnehmer, die 
die gleichen Umsätze bewirkten, bei der 
Erhebung der Mehrwertsteuer unter­
schiedlich behandelt würden 13. Dieser 
Grundsatz wäre verletzt, wenn die in Rede 
stehende Steuerbefreiung von der Rechts­
form abhinge, in der der Steuerpflichtige 
die entsprechende Tätigkeit ausübte. Der 
Gerichtshof habe sich in dem bereits er­
wähnten Urteil Gregg, bei dem es um die 
Anwendung einer Regelung für „Einrich­
tungen" auf natürliche Personen gegangen 
sei, auf den Grundsatz der steuerlichen 
Neutralität gestützt (vgl. Randnr. 20). Er 
habe dabei anerkannt, dass der Wortlaut 
von Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstaben 
b und g der Sechsten Richtlinie für eine 
andere Auslegung sprechen könnte und 
dass „die Begriffe, mit denen die Steuerbe­
freiungen nach Artikel 13 der Sechsten 
Richtlinie umschrieben sind,... eng aus­
zulegen sind, da sie Ausnahmen von dem 
allgemeinen Grundsatz darstellen, dass jede 
Dienstleistung, die ein Steuerpflichtiger ge­
gen Entgelt erbringt, der Umsatzsteuer un­
terliegt" (Randnr. 12). Dennoch könne 
nach Auffassung des Gerichtshofes „aus 
dem Umstand, dass in Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 der Sechsten Richtlinie unter­
schiedliche Bezeichnungen für die dort er­
wähnten Wirtschaftsteilnehmer benutzt 
werden, nicht geschlossen werden, dass die 
in dieser Bestimmung vorgesehenen Steu­
erbefreiungen — soweit ausdrücklich von 
Umsätzen einer .Einrichtung' die Rede ist 
[vgl. Buchstaben b und g] — juristischen 
Personen vorbehalten wären, während sie 
in den anderen Fällen auch von natürlichen 
Personen in Anspruch genommen werden 
könnten" (Randnr. 15). Vielmehr sei „der 12 — Line vergleichbare Vorgehensweise findet sich bezüglich 

der Auslegung von Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe e dritter 
Gedankenstrich der Sechsten Richtlinie im Urteil vom 
16. September 1997' i n der Rechtssache C-145/96 (Von 
Hoffmann, Slg. 1997, I-4857), in dem der Gerichtshof 
festgestellt hat, dass sich diese Bestimmung „nicht auf 
Berufe wie Anwalt, Berater, Buchprufer oder Ingenieur, 
sondern auf Leistungen bezieht. Der Gemeinschaftsgesetz-
geber verwendet die in dieser Bestimmung angefuhrten 
Berufe, um die dort angesprochenen Arten von Leistungen 
zu definieren." (Randnr. LS). 

13 — Vgl. die vierte und die funfte Begrundungserwagung der 
Sechsten Richtlinie sowie das Urteil vom 11. Juni 1998 in 
der Rechtssache C-283/95 (Fischer, Slg. 1998, I-3369, 
Randnr. 27 mit weiteren Nachweisen). 
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Begriff der Einrichtung grundsätzlich weit 
genug, um auch natürliche Personen zu er­
fassen"; der Gemeinschaftsgesetzgeber ha­
be „mit der Verwendung [dieses Begriffes] 
nicht [beabsichtigt], die in dieser Be­
stimmung vorgesehenen Steuerbefreiungen 
auf Umsätze juristischer Personen zu be­
schränken, sondern [wollte] den An­
wendungsbereich dieser Steuerbefreiungen 
auch auf Umsätze natürlicher Personen er­
strecken" (Randnr. 17) 14. 

22. Schließlich sei die Steuerbefreiung für 
Heilbehandlungen unabhängig von der 
Rechtsform des Steuerpflichtigen, der sie 
ausführe, durch ihren Zweck gerechtfertigt, 
der darin bestehe, die Krankheitskosten 
niedrig zu halten und den Gesundheits­
schutz zu fördern 15. 

23. Demgegenüber macht das Finanzamt 
geltend, die Auslegung, nach der die Steu­
erbefreiung nur für natürliche Personen 
gelte, lasse sich am besten mit der Recht­
sprechung des Gerichtshofes und dem 
Wortlaut der zu prüfenden Vorschriften 
vereinbaren. Es verweist vor allem darauf, 
dass „die in Artikel 13 der Sechsten Richt­
linie vorgesehenen Befreiungen [nach stän­
diger Rechtsprechung des Gerichtshofes] 
eigenständige Begriffe des Gemeinschafts­
rechts [darstellen] ... Dies muss auch für 
spezielle Bedingungen gelten, von denen die 

Gewährung dieser Befreiungen abhängig 
gemacht wird, und insbesondere für dieje­
nigen, die die Eigenschaft oder Identität des 
Wirtschaftsteilnehmers betreffen, der die 
von der Befreiung erfassten Leistungen er­
bringt." 16 Ferner „[sind] die Begriffe, mit 
denen die Steuerbefreiungen nach 
Artikel 13... umschrieben sind, eng aus­
zulegen" 17. 

24. Außerdem könne sich der eindeutige 
Wortlaut der zu prüfenden Vorschrift nur 
auf Tätigkeiten natürlicher Personen be­
ziehen. Der Gerichtshof habe bei der Aus­
legung der Steuerbefreiungen nach 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 festgestellt, dass 
in einigen dieser Tatbestände der Begriff 
der „Einrichtung" verwendet werde, wäh­
rend in anderen die von der Steuer befreite 
Tätigkeit durch Berufsbezeichnungen — 
wie die ärztlichen und arztähnlichen Berufe 
in Buchstabe c — umschrieben werde, die 
sich offensichtlich auf natürliche Personen 
bezögen. Daraus werde ersichtlich, dass 
eine Kapitalgesellschaft nur solche Befrei­
ungstatbestände für sich in Anspruch neh­
men könne, in denen auf den Begriff der 
„Einrichtung" Bezug genommen werde 18. 
Dass der Gerichtshof im Urteil Gregg die 
Steuerbefreiungen für „Einrichtungen" in 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstaben b 
und g auf natürliche Personen angewandt 
habe, berechtige nicht dazu, denselben 
Ansatz im Umkehrschluss auf den vor-14 — Im Urteil vom 5. Juni 1997 in der Rechtssache C-2/95 

(SDC, Slg. 1997, I-3107) hat der Gerichtshof außerdem 
festgestellt: „Was die... Rechtsform der Gesellschaft, die 
Leistungen erbringt oder in Anspruch nimmt, betrifft, so 
ist, da die personenbezogenen Elemente für die Entschei­
dung, ob die betreffende Dienstleistung nach Artikel 13 
Teil B Buchstabe d Nummern 3 und 5 von der Mehrwert­
steuer befreit ist, ohne Bedeutung sind, der Typ der 
juristischen Person, den die betreffenden Wirtschaftsteil­
nehmer verkörpern, erst recht ohne Belang." (Randnr. 35). 

15 — Vgl. insoweit die Schlussanträge von Generalanwalt Saggio 
in der Rechtssache C-384/98 (Urteil vom 14. September 
2000, D., Slg. 2000, I-6795, Nr. 16). 

16 — Urteil vom 11. August 1995 in der Rechtssache C-453/93 
(Bulthuis-Griffioen, Slg. 1995, I-2341, Randnr. 18); 
zusätzlich wird das Urteil vom 15. Juni 1989 in der 
Rechtssache 348/87 (Stichting Uitvoering Financiële Acties 
[SUFA], Slg. 1989, 1737, Randnr. 11) angeführt. 

17 — Urteil SUFA, Randnr. 13. 
18 — Urteil Bulthuis-Griffioen, Randnr. 20. 
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liegenden Fall anzuwenden und den Be­
freiungstatbestand in Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 Buchstabe c auf Kapitalgesell­
schaften zu erstrecken. 

25. Falls der Gerichtshof dennoch zu der 
Auffassung gelangen sollte, dass die Be­
stimmung auf juristischer Personen an­
wendbar sei, macht das Finanzamt 
schließlich geltend, dass sowohl die Ge­
sellschafter als auch die Geschäftsführer der 
Kapitalgesellschaft die erforderlichen ärzt­
lichen und arztähnlichen Qualifikationen 
aufweisen müssten (was vorliegend bei der 
Geschäftsführerin der Klägerin nicht der 
Fall sei). Nur eine solche Auslegung, die im 
Übrigen durch den Wortlaut der Vorschrift 
bestätigt werde, erlaube es, bestimmte Tä­
tigkeiten unabhängig von der Rechtsform 
des Wirtschaftsteilnehmers von der Steuer 
zu befreien. 

2. Würdigung 

26. Ich bin der Auffassung, dass die erste 
der beiden vorgeschlagenen Auslegungen 
bei weitem den Vorzug verdient und ei­
gentlich keine oder fast keine weiteren 
Ausführungen zu ihrer Begründung er­
forderlich sind, es sei denn, um eine Reihe 
von Einwänden des Finanzamts zu wider­
legen. 

27. Grundsätzlich möchte auch ich zu­
nächst darauf hinweisen, dass die „Befrei­

ungen autonome Begriffe des Gemein­
schaftsrechts darstellen, die im Gesamt­
zusammenhang des durch die Richtlinie 
eingeführten gemeinsamen Mehrwert­
steuersystems zu sehen sind" 19. Ich tue dies 
jedoch aus Gründen, die denen des Fi­
nanzamts entgegengesetzt sind, nämlich um 
darzulegen, dass die Artikel 2 bis 4 der 
Sechsten Richtlinie, in denen der per­
sönliche und sachliche Anwendungsbereich 
der Richtlinie festgelegt wird, nicht auf die 
Rechtsform des Steuerpflichtigen Bezug 
nehmen, der die besteuerte wirtschaftliche 
Tätigkeit ausübt. Die Erstreckung der 
Steuerbefreiung auf Heilbehandlungen, die 
von juristischen Personen erbracht werden, 
verstößt auch nicht gegen den Grundsatz 
der engen Auslegung von Artikel 13 der 
Sechsten Richtlinie, da die Befreiung nach 
wie vor nur auf Heilbehandlungen an­
wendbar ist, die von hierfür qualifizierten 
Personen erbracht werden und die Aus­
dehnung also nicht dazu führt, dass die 
Bestimmung auf Fälle angewandt wird, die 
in ihr nicht vorgesehen sind. Die Gegen­
meinung setzt vielmehr gerade die Schluss­
folgerung voraus, die sie zu begründen 
hätte. 

28. Die hier vorgeschlagene Lösung scheint 
mir außerdem — abgesehen davon, dass 
sie dem Ziel der Senkung der Krankheits­
kosten entspricht — besser mit dem 
Grundsatz der steuerlichen Neutralität 
vereinbar zu sein. Sie erlaubt es nämlich, 
alle Wirtschaftsteilnehmer, die die gleiche 
Tätigkeit ausüben, gleich zu behandeln, 
und vermeidet damit Beeinflussungen der 

19 — Vgl. z. B. Urteil SDC, Randnr. 21 mit weiteren Nach­
weisen. 
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Wahl der rechtlichen Gestaltung für die 
Ausübung der Tätigkeit und Eingriffe in die 
Wettbewerbsbedingungen, die sich aus 
dieser Wahl ergeben können 20. 

29. Die Auslegung des Finanzamts wird 
auch nicht durch den Wortlaut der streiti­
gen Bestimmung gestützt. Wie nämlich die 
Vertreter der Gegenmeinung zu Recht ein­
wenden, setzt Buchstabe c nach seinem 
Wortlaut nicht voraus, dass die Heilbe­
handlung von einem Steuerpflichtigen er­
bracht wird, der eine bestimmte Rechts­
form aufweist. Für die Steuerbefreiung der 
Leistungen müssen zwei Voraussetzungen 
erfüllt sein, die beide unabhängig von der 
Rechtsform des Steuerpflichtigen sind: Es 
muss sich um „Heilbehandlungen im Be­
reich der Humanmedizin" handeln, die von 
Personen erbracht werden, die die hierfür 
erforderlichen beruflichen Qualifikationen 
besitzen 21. Aufgrund ähnlicher Er­
wägungen hat sich der Gerichtshof im Ur­
teil Gregg dafür ausgesprochen, Steuerbe­
freiungen für „Einrichtungen" auf Tätig­
keiten natürlicher Personen anzuwenden, 
da das Tatbestandsmerkmal der „abge­
grenzten Einheit, die eine bestimmte 
Funktion erfüllt... nicht nur auf juristische 

Personen [zutrifft], sondern auch auf eine 
oder mehrere natürliche Personen, die ein 
Unternehmen betreiben" (Randnr. 18). 

30. Außerdem möchte ich darauf hin­
weisen, dass die vom Finanzamt angeführte 
Rechtsprechung nicht zu den Schluss­
folgerungen berechtigt, zu denen die Be­
hörde gelangt. Der Gerichtshof hat in 
Randnummer 20 des Urteils Bulthuis-
Griffioen nicht — wie das Finanzamt an­
nimmt — festgestellt, dass die Steuerbe­
freiungen in Artikel 13, die nicht auf den 
Begriff der „Einrichtung" Bezug nehmen, 
sondern lediglich Berufsbezeichnungen 
enthalten, ausschließlich auf natürliche 
Personen anwendbar seien. In Wirklichkeit 
hat sich der Gerichtshof für das genaue 
Gegenteil ausgesprochen; er hat nämlich 
entschieden, dass in diesen Fällen „auch 
natürliche Personen" (Hervorhebung von 
mir) die Befreiung in Anspruch nehmen 
können. Das bedeutet, dass die Steuerbe­
freiung auch dann, wenn sie durch „Be­
rufsbezeichnungen umschrieben wird, die 
sich auf eine Einzelperson beziehen" 22, für 
Leistungen von Wirtschaftsteilnehmern be­
ansprucht werden kann, die als juristische 
Personen tätig werden 23. 

31. Was schließlich das Vorbringen des 
Finanzamts angeht, wonach die Befreiung, 
falls sich der Gerichtshof für die von mir 
vertretene Auffassung entscheiden sollte, 
nur unter der Voraussetzung gewährt wer­
den könne, dass sowohl die Gesellschafter 20 — In diesem Sinne auch die Schlussanträge von General­

anwalt Cosmas in der Rechtssache Gregg, Nr. 28. 
21 — Generalanwalt Cosmas hat in Bezug auf Artikel 13 Teil A 

Absatz 1 Buchstabe b der Sechsten Richtlinie, der Vor­
aussetzungen hinsichtlich der Person der Steuerpflichtigen 
enthält, die die befreite Tätigkeit ausüben, folgende Fest­
stellung getroffen: „Es ergibt sich klar aus der Struktur des 
Systems der Steuerbefreiungen, dass sie in der Natur und 
den Bedingungen der Ausübung einer bestimmten Tätig­
keit begründet sind, die von der Rechtspersönlichkeit 
desjenigen, der sie ausübt, unabhängig sind." (Schluss­
anträge in der Rechtssache Gregg, Nr. 26). 

22 — Urteil Gregg, Randnr. 14. 
23 — Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof — 

wie bereits erwähnt (Nr. 21) — im nachfolgenden Urteil 
Gregg offenbar eine Korrektur vorgenommen und aner­
kannt hat, dass die Befreiung auch in den Fällen, in denen 
auf „Einrichtungen" Bezug genommen wird, nicht auf 
Umsätze juristischer Personen beschränkt ist (Randnr. 17). 
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als auch die Geschäftsführer des Unter­
nehmens die erforderliche berufliche Qua­
lifikation aufwiesen, so scheint mir, dass 
sich eine solche Voraussetzung weder nach 
den Bestimmungen der Richtlinie noch 
nach dem Zweck der Befreiung recht­
fertigen lässt. Artikel 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe c verlangt nämlich nur, dass die 
Heilbehandlungen im Bereich der Human­
medizin im Rahmen der Ausübung der 
ärztlichen und arztähnlichen Berufe und 
damit von entsprechend qualifizierten Per­
sonen erbracht werden. 

32. Im Ergebnis ist auf die erste Vorlage­
frage meines Erachtens zu antworten, dass 
die Steuerbefreiung nach Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten Richt­
linie von der Rechtsform des Steuer­
pflichtigen, der die Heilbehandlungen er­
bringt, unabhängig ist. 

B — Zur zweiten Vorlagefrage 

33. Falls die erste Frage — wie ich das 
vorgeschlagen habe — dahin beantwortet 
wird, dass die Befreiung auch auf Ka­
pitalgesellschaften anwendbar ist, will der 
Bundesfinanzhof mit der zweiten Frage 
wissen, ob die Befreiung insgesamt oder 
teilweise die Umsätze einer Kapitalgesell­
schaft durch ambulante Krankenpflege 
(Behandlungspflege, Grundpflege und 
hauswirtschaftliche Versorgung) erfasst, 
die durch geprüftes Krankenpflegepersonal 

erbracht wird. Im Wesentlichen geht es 
dem vorlegenden Gericht um die Bedeu­
tung des Begriffes der „Heilbehandlungen 
im Bereich der Humanmedizin" in 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c in 
Bezug auf den vorliegenden Fall. 

1. Vorbringen der Beteiligten 

34. Mit Ausnahme der Klägerin haben alle 
Beteiligten, die sich zu dieser Frage ge­
äußert haben (das Finanzamt, die deutsche 
Regierung und die Kommission) die Auf­
fassung vertreten, die Befreiung nach 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c er­
fasse nur Leistungen der Behandlungs­
pflege, die im Zusammenhang mit der 
Vorbeugung, Diagnose oder Behandlung 
einer Erkrankung stünden, und nicht die 
sonstigen von der Klägerin ausgeübten Tä­
tigkeiten (Grundpflege und hauswirt­
schaftliche Versorgung), die als solche nicht 
zur Genesung des Erkrankten beitrügen, da 
sie nicht direkt einen therapeutischen 
Zweck verfolgten. 

35. Unter Berufung auf den Grundsatz, 
dass die Steuerbefreiungen nach Artikel 13 
der Sechsten Richtlinie eng auszulegen sei­
en, machen die Vertreter dieser Auffassung 
geltend, nur die Leistungen der Heilbe­
handlung im eigentlichen Sinne stünden in 
engem Zusammenhang mit dem Erhalt der 
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Gesundheit und der Genesung des Er­
krankten 24. Die Leistungen der Grund­
pflege und der hauswirtschaftlichen Ver­
sorgung als solche hätten dagegen keinen 
therapeutischen Zweck und würden im 
Allgemeinen von Personen erbracht, die 
nicht den ärztlichen oder arztähnlichen 
(Krankenpfleger) Berufen angehörten, was 
die Richtlinie jedoch voraussetze. Selbst 
wenn sie von entsprechend qualifizierten 
Personen erbracht würden, hätten sie je­
denfalls keinen direkten medizinischen Be­
zug; sie könnten daher auch dann nicht 
unter die Steuerbefreiung fallen, wenn da­
durch eine Gesamtheit verschiedener Leis­
tungen (d. h. medizinische und nicht­
medizinische Leistungen) eine einheitliche 
steuerliche Behandlung erfahren würde. 

36. Im Zusammenhang mit der Steuerbe­
freiung nach Artikel 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe c sei ferner zu berücksichtigen, 
dass die dort vorgesehenen Heilbehand­
lungen außerhalb von Krankenanstalten 
erbracht werden müssten, da Kranken­
hausleistungen bereits von Buchstabe b der 
Bestimmung erfasst würden. Es sei jedoch 
nicht erforderlich, dass die Leistungen in 
den Praxisräumen des Behandelnden er­
bracht würden; der Gerichtshof habe 
nämlich im Urteil Kommission/Vereinigtes 
Königreich mit der Feststellung, dass die 
von Buchstabe c erfassten Leistungen „im 
Rahmen einer auf Vertrauen gegründeten 
Beziehung zwischen Patient und Be­
handelndem erbracht werden, wobei diese 
Beziehung normalerweise in dessen Praxis­

räumen zum Tragen kommt" (Randnr. 33, 
Hervorhebung von mir) offensichtlich nicht 
beabsichtigt, die Steuerbefreiung auf Heil­
behandlungen zu beschränken, die unter 
den dort beschriebenen Umständen erfolg­
ten. 

37. Die Leistungen der Grundpflege und 
der hauswirtschaftlichen Versorgung 
könnten auch nicht als akzessorisch zu den 
Leistungen der Behandlungspflege von der 
Steuer befreit werden. Anders als Artikel 13 
Teil A Absatz 1 Buchstabe b sehe Buch­
stabe c dieser Bestimmung nicht vor, dass 
neben den Heilbehandlungen im Bereich 
der Humanmedizin, die im Rahmen der 
Ausübung der ärztlichen und arztähnlichen 
Berufe erbracht würden, auch „die mit ih­
nen eng verbundenen Umsätze" steuerfrei 
seien. Selbst wenn im Rahmen des Buch­
staben c auch akzessorische Leistungen 
grundsätzlich befreit wären, käme dies für 
die Grundpflege und die hauswirt­
schaftliche Versorgung wegen ihres Cha­
rakters und des mit ihnen verbundenen 
Aufwands nicht in Betracht. 

38. Eine andere Entscheidung wäre nach 
Auffassung der Kommission nur dann an­
gebracht, wenn die Leistungen untrennbare 
Bestandteile der medizinischen Haupt­
leistung wären. Der Gerichtshof habe 
nämlich im Urteil Kommission/Vereinigtes 
Königreich hinsichtlich der Steuerbefreiung 
nach Buchstabe c für die Lieferung be­
stimmter Gegenstände, die im Zusammen­
hang mit der Ausübung der ärztlichen und 
arztähnlichen Berufe gestanden hätten, 
folgende Feststellung getroffen: „Buchstabe 

24 — Vgl. dazu auch die bereits erwähnten Schlussanträge von 
Generalanwalt Saggio in der Rechtssache D., die eine 
ähnliche Formulierung enthalten (Nr. 16). 
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c bezieht sich... lediglich auf die Heilbe­
handlungen im Bereich der Humanmedi­
zin... und schließt, abgesehen von mit der 
Leistung untrennbar verbundenen kleine­
ren Lieferungen von Gegenständen, Liefe­
rungen von Gegenständen im Sinne des 
Artikels 5 der Richtlinie aus" (Randnr. 35). 
Die Kommission folgert aus dieser Recht­
sprechung und aus dem Begriff der „ein­
heitlichen Leistung", wie er vom Gerichts­
hof an anderer Stelle definiert worden 
sei 25, dass die Steuerbefreiung möglicher­
weise auf Leistungen erstreckt werden 
könne, die, auch wenn sie keine „Heilbe­
handlungen im Bereich der Humanmedi­
zin" darstellten, untrennbare Teile einer 
spezifischen medizinischen Behandlung 
bildeten. 

39. Die Klägerin stellt sich auf den ent­
gegengesetzten Standpunkt. Wenn ich ihre 
nicht durchweg klare Argumentation rich­
tig verstanden habe, beanstandet sie die 
Ausführungen des vorlegenden Gerichts zu 
diesem Punkt (vgl. Nr. 8 der vorliegenden 
Schlussanträge) und macht unter Hinweis 
auf die geschichtliche Entwicklung der 
einschlägigen nationalen Rechts­
vorschriften anhand verschiedener prakti­
scher Beispiele geltend, dass im deutschen 
Recht nicht klar feststehe, ob die Leis­
tungen der Grundpflege und der hauswirt­
schaftlichen Versorgung von der Steuerbe­
freiung nach Buchstabe c ausgeschlossen 
seien, und dass die Abgrenzung zwischen 
der medizinischen Heilbehandlung und 

anderen Arten allgemeiner häuslicher Pfle­
ge, die von geprüftem Pflegepersonal ge­
leistet werde, nicht einfach sei. Auch die 
hier zu prüfenden Bestimmungen des Ge­
meinschaftsrechts enthielten dafür keine 
sicheren Anhaltspunkte. Im Übrigen stell­
ten die Befreiungstatbestände der Buch­
staben c und g ein zusammenhängendes 
System dar, dessen Bestandteile nebenein­
ander zur Anwendung kämen und sich 
wechselseitig ergänzten. Soweit das System 
der Steuerbefreiungen nach der Sechsten 
Richtlinie im Hinblick auf die dem Ver­
fahren zugrunde liegenden Leistungen 
Lücken aufweise, seien diese zu schließen, 
wobei dem Schutz des öffentlichen Inter­
esses an den Systemen der Sozialfürsorge 
und der sozialen Sicherheit Rechnung zu 
tragen sei. Nach Ansicht der Klägerin er­
fasst die Steuerbefreiung nach Buchstabe c 
daher auch die Leistungen der Grundpflege 
und der hauswirtschaftlichen Versorgung, 
soweit sie von geprüftem Pflegepersonal 
erbracht werden, während die Befreiung 
nach Buchstabe g für sämtliche Leistungen 
der häuslichen Krankenpflege einschließ­
lich der Behandlungspflege gelte, und zwar 
unabhängig davon, ob die Leistungen 
durch ausgebildetes Personal erbracht 
würden. 

2. Würdigung 

40. Ich möchte zunächst darauf hinweisen, 
dass Heilbehandlungen im Bereich der 
Humanmedizin nur dann nach Artikel 13 
Teil A Absatz 1 Buchstabe c von der Steuer 
befreit sind, wenn sie im Rahmen der 
Ausübung der ärztlichen und arztähnlichen 
Berufe erbracht werden. Während der Be­
griff der „Heilbehandlungen im Bereich der 
Humanmedizin" eine gemeinschaftsrecht-

25 — Urteil vom 25. Februar 1999 in der Rechtssache C-349/96 
(CPP, Slg. 1999, I-973), in dem es heißt: „Eine einheitliche 
Leistung liegt insbesondere vor, wenn ein oder mehrere 
Teile die Hauptleistung, ein oder mehrere andere Teile 
aber Nebenleistungen darsteilen, die das steuerliche 
Schicksal der Hauptleistung teilen. Eine Leistung ist als 
Nebenleistung zu einer Hauptleistung anzusehen, wenn sie 
für die Kundschart keinen eigenen Zweck, sondern das 
Mittel darstellt, um die Hauptleistung des Leistungserbrin­
gers unter optimalen Bedingungen in Anspruch zu neh­
men" (Randnr. 30 mit weiteren Nachweisen). 
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liehe Bedeutung hat, bleibt die Definition 
der in der Bestimmung erwähnten Berufe 
dem nationalen Recht überlassen, da 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der 
Sechsten Richtlinie insoweit ausdrücklich 
die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten vor­
sieht. 

41. Der Begriff „Heilbehandlungen im Be­
reich der Humanmedizin" bedarf einer 
Klärung, und zwar sowohl was den Ort 
angeht, an dem die Behandlung erbracht 
werden muss, damit sie in den Genuss der 
Steuerbefreiung kommt, als auch hinsicht­
lich der Leistungsarten, die in den An­
wendungsbereich der in Rede stehenden 
Bestimmung fallen. 

42. Bezüglich der ersten Frage lassen sich 
dem Wortlaut von Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 Buchstabe c — wie auch die Be­
teiligten vortragen — keine Anhaltspunkte 
entnehmen. Wie ich bereits erwähnt habe, 
sind nach Buchstabe b dieser Bestimmung 
Leistungen von der Steuer befreit, die in 
Krankenhäusern sowie in Zentren für 
ärztliche Heilbehandlung und Diagnostik 
und anderen ordnungsgemäß anerkannten 
Einrichtungen gleicher Art erbracht wer­
den. Geht man davon aus, dass mit diesen 
beiden Buchstaben in Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 der Richtlinie die Steuerbefrei­
ungen für Leistungen der Heilbehandlung 
im engeren Sinne abschließend geregelt 
werden sollten und dass nach Buchstabe b 
alle Leistungen befreit werden, die in 
Krankenhäusern im weiteren Sinne er­
bracht werden, so folgt daraus, dass in 
Buchstabe c diejenigen Heilbehandlungen 
befreit werden sollen, die außerhalb von 
Krankenhäusern erbracht werden, sei es in 
den Praxisräumen des Behandelnden, in der 

Wohnung des Patienten oder an einem an­
deren Ort 26. 

43. Für die Beantwortung der Frage, wel­
che Arten von Leistungen unter den Begriff 
der Heilbehandlungen im Bereich der Hu­
manmedizin nach Buchstabe c fallen kön­
nen, scheint mir dagegen das Urteil des 
Gerichtshofes in der Rechtssache D. be­
sonders bedeutsam zu sein. Der Gerichtshof 
führt darin aus, eine Prüfung aller Sprach­
fassungen des Artikels 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe c der Sechsten Richtlinie ergebe, 
dass in allen Fassungen außer der italie­
nischen der Begriff der Heilbehandlungen 
in Bezug auf medizinische Leistungen ge­
braucht werde, die die Gesundheit des 
Menschen beträfen. Die deutsche, die 
französische, die finnische und die schwe­
dische Sprachfassung verwendeten den Be­
griff der therapeutischen Behandlungen 
oder der Heilbehandlungen im Bereich der 
Humanmedizin. Der Gerichtshof folgert 
daraus, dass der „Begriff der Heilbehand­
lungen im Bereich der Humanmedizin' 
nicht so ausgelegt werden [kann], dass er 
medizinische Eingriffe umfasst, die zu ei­
nem anderen Zweck als dem der Diagnose, 
der Behandlung und, soweit möglich, der 
Heilung von Krankheiten oder Gesund­
heitsstörungen durchgeführt werden" 
(Randnr. 18). 

44. Ich kann auch nicht die Auffassung der 
Klägerin teilen, nach der sämtliche von ihr 
erbrachten Leistungen dem Gemeinwohl 
dienen und daher von der Steuer zu be­
freien sind, weil die mit ihnen verbundenen 

26 — Ich weise nochmals darauf hin, dass der Gerichtshof im 
Urteil Kommission/Vereinigtes Königreich davon spricht, 
dass „diese Beziehung normalerweise in [den] Praxisräu­
men [des Behandelnden] zum Tragen kommt" (Hervor­
hebung von mir), so dass implizit auch Leistungen erfasst 
werden, die außerhalb dieser Praxisräume erbracht wer­
den. 
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Kosten zumindest in der Bundesrepublik 
Deutschland großenteils von der Sozialhilfe 
oder den Krankenkassen getragen würden. 
Hierzu genügt der Hinweis auf das bereits 
erwähnte Urteil D., in dem der Gerichtshof 
entschieden hat, dass es für die Steuerbe­
freiung einer bestimmten wirtschaftlichen 
Tätigkeit wie der Erbringung medizinischer 
Sachverständigenleistungen unbeachtlich 
sei, ob diese Tätigkeit dem Gemeinwohl 
dienen könne (Randnr. 20). Der Gerichts­
hof verweist in dem Urteil auf seine 
Rechtsprechung, in der er festgestellt hat, 
dass durch Artikel 13 Teil A der Sechsten 
Richtlinie „nicht alle dem Gemeinwohl 
dienenden Tätigkeiten [von der Mehrwert­
steuer] befreit [werden], sondern nur die­
jenigen, die einzeln aufgeführt und sehr 
genau beschrieben sind" 27. 

45. Meines Erachtens lässt sich daraus der 
Schluss ziehen, dass von den verschiedenen 
Leistungsarten, die in der zweiten Vor­
lagefrage aufgeführt werden, nur die Leis­
tungen der Behandlungspflege von der 
Steuer befreit sind, d. h. Leistungen, die im 
Zusammenhang mit der Vorbeugung, 
Diagnose oder Behandlung stehen, und die 
außerhalb von Krankenhäusern im Rah­
men der Ausübung der ärztlichen oder 
arztähnlichen Berufe erbracht werden. 

46. Auch die Möglichkeit, die streitigen 
Leistungen als Nebenleistungen zu den 

Heilbehandlungen im eigentlichen Sinne 
von der Steuer zu befreien, scheint mir 
nicht in Betracht zu kommen. Die Befrei­
ungstatbestände des Artikels 13 Teil A 
Absatz 1 erstrecken gewöhnlich — nicht 
allerdings im Fall des Buchstaben c — die 
Steuerbefreiung ausdrücklich auf die eng 
mit der Hauptleistung verbundenen Um­
sätze (vgl. z. B. Buchstaben a, b, i und n); 
selbst in diesen Fällen verfolgt der Ge­
richtshof jedoch offensichtlich einen re­
striktiven Ansatz 28. Vor allem scheint mir 
jedoch, dass sich aus dem Urteil Kommis­
sion/Vereinigtes Königreich eine Be­
stätigung der ablehnenden Auffassung er­
gibt; der Gerichtshof hat darin gerade in 
Bezug auf den hier einschlägigen Befrei­
ungstatbestand die Möglichkeit einer Er­
streckung der Steuerbefreiung auf Neben­
leistungen zu der Behandlung aus­
geschlossen, wobei er lediglich einen Vor­
behalt für den besonderen Ausnahmefall 
gemacht hat, dass es sich um Leistungen 
handelt, die bei der Heilbehandlung „un­
bedingt notwendig" sind (in der be­
treffenden Rechtssache ging es um „Liefe­
rungen kleineren Umfangs", die „in tat­
sächlicher und wirtschaftlicher Hinsicht" 
mit der befreiten Dienstleistung untrennbar 
verbunden waren). 

47. Damit die Leistungen der Grundpflege 
und der hauswirtschaftlichen Versorgung 
nach Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe 
c von der Steuer befreit werden können, 
müsste der Nachweis erbracht werden, dass 

27 — Urteil vom 12. November 1998 in der Rechtssache 
C-149/97 (Institute of the Motor Industry, Slg. 1998, 
I-7053, Randnr. 18, Hervorhebung von mir) mit weiteren 
Nachweisen, darunter das vom Finanzamt zitierte Urteil 
vom 11. Juli 1985 in der Rechtssache 107/84 (Kommis­
sion/Deutschland, Slg. 1985, 2655). 

28 —Vgl. Urteile vom 11. Juli 1996 in der Rechtssache 
C-306/94 (Régie dauphinoise, Slg. 1996, I-3695, Randnrn. 
20 ff. zu Artikel 19 Absatz 2), vom 26. September 1996 in 
der Rechtssache C-237/94 (Dudda, Slg. 1996, I-4595, 
Randnrn. 25 bis 31 zu Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe c 
erster Gedankenstrich), CPP, Randnrn. 26 bis 32 (Ant­
worten auf Vorlagefragen bezüglich der Anwendung von 
Artikel 13 Teil B Buchstabe a, der Versicherungsumsätze 
einschließlich det „dazugehörigen" Dienstleistungen zum 
Gegenstand hat) und vom 11. Januar 2001 in der Rechts­
sache C-76/99 (Kommission/Frankreich, Slg. 2001, I-249, 
Randnrn. 22 bis 30 zu Artikel 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe b). 
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die Voraussetzungen der soeben erwähnten 
Rechtsprechung erfüllt sind. Abgesehen 
davon, dass es im vorliegenden Fall 
schwierig sein dürfte, das Bestehen einer 
derartigen Verbindung zu beweisen, ist zu 
berücksichtigen, dass eine solche tatsäch­
liche Prüfung nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes29 nicht auf Gemeinschafts­
ebene durchgeführt werden kann, sondern 
Sache des vorlegenden Gerichts ist. 

48. Ich schlage daher vor, auf die zweite 
Vorlagefrage zu antworten, dass die Steu­
erbefreiung nach Artikel 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe c der Sechsten Richtlinie nur auf 
Umsätze durch Leistungen der Heilbe­
handlung, die — auch ambulant — von 
geprüftem Krankenpflegepersonal erbracht 
werden, sowie durch unbedingt notwendige 
Nebenleistungen anwendbar ist, die in tat­
sächlicher und wirtschaftlicher Hinsicht 
mit den Behandlungsleistungen untrennbar 
verbunden sind. 

C — TMY dritten Vorlagefrage 

49. Mit der letzten Frage, die für den Fall 
gestellt wurde, dass nach Auffassung des 
Gerichtshofes nicht sämtliche von der Klä­
gerin erbrachten Leistungen unter die 
Steuerbefreiung nach Buchstabe c fallen, 
will der Bundesfinanzhof wissen, ob die 
Leistungen, die nicht zur Behandlungs­
pflege gehören, d. h. die Leistungen der 
Grundpflege und der hauswirtschaftlichen 

Versorgung, in den Anwendungsbereich 
von Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe g 
der Sechsten Richtlinie fallen und ob diese 
Bestimmung unmittelbare Wirkung hat, so 
dass sich ein Steuerpflichtiger vor den na­
tionalen Gerichten auf sie berufen kann. 

1. Erster Teil der Frage 

50. Der erste Teil der Frage scheint mir 
keine besonderen Schwierigkeiten zu be­
reiten. Im Ergebnis sind sich alle Beteiligten 
und der Bundesfinanzhof selbst darin einig, 
dass die Leistungen der Grundpflege und 
der hauswirtschaftlichen Versorgung in den 
Anwendungsbereich des Buchstaben g fal­
len, da sie eng mit der Sozialfürsorge und 
der sozialen Sicherheit verbunden sind. 
Insbesondere machen die Kommission und 
die deutsche Regierung geltend, aus dem 
Wortlaut des Artikels 13 Teil A Absatz 1 
der Sechsten Richtlinie folge ohne weiteres, 
dass die Leistungen der Behandlungspflege 
nach Buchstabe c von der Steuer befreit 
seien, während die Leistungen der Grund­
pflege und der hauswirtschaftlichen Ver­
sorgung regelmäßig mit der Sozialfürsorge 
zusammenhingen und daher grundsätzlich 
unter den Begriff der eng mit der Sozial­
fürsorge und der sozialen Sicherheit ver­
bundenen Dienstleistungen nach Buchstabe 
g fielen. Diese Lösung habe zudem den 
Vorteil, dass es zu keiner Überschneidung 
zwischen den verschiedenen Steuerbefrei­
ungstatbeständen des Artikels 13 Teil A 
Absatz 1 komme; dadurch könne der 
Grundsatz der engen Auslegung gewahrt 
werden, der, wie bereits dargelegt, wegen 
des allgemeinen Grundsatzes, nach dem 
jede Leistung der Mehrwertsteuer unterlie­
ge, auf diese Ausnahmetatbestände an­
zuwenden sei. 29 — Vgl. Urteil CPP, Randnr. 32. 
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51. Das Vorbringen der Klägerin, die 
ebenfalls auf die enge Verbindung der 
fraglichen Leistungen mit der Sozialfür­
sorge und der sozialen Sicherheit abstellt, 
weicht hiervon nur teilweise ab. Nach 
Auffassung der Klägerin ergibt sich diese 
Verbindung nicht nur aus der Art ihrer 
Tätigkeit, sondern auch aus der Fi­
nanzierungsweise, da die mit ihren Leis­
tungen verbundenen Kosten großenteils 
von den Krankenkassen und den Sozial­
hilfeträgern übernommen würden. Das 
Vorbringen der Klägerin unterscheidet sich 
insofern von dem der anderen Beteiligten, 
als nach Ansicht der Klägerin sämtliche 
Leistungen der häuslichen Krankenpflege 
im Sinne der in der zweiten Vorlagefrage 
enthaltenen Definition, d. h. die Behand­
lungspflege, die Grundpflege und die 
hauswirtschaftliche Versorgung von der 
Steuer befreit sind, und zwar nicht nur, wie 
bereits dargelegt, auf der Grundlage von 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c, 
sondern auch nach dem hier zu unter­
suchenden Buchstaben g. Soweit ich näm­
lich die Antworten der Klägerin auf die 
Vorlagefragen verstehe, soll der Unter­
schied zwischen den beiden Tatbeständen 
nicht in der Art der befreiten Leistungen, 
sondern in der beruflichen Qualifikation 
der Steuerpflichtigen liegen, die diese Leis­
tungen erbringen. 

52. Ich kann mich nach alledem nur der 
Auffassung der Mehrheit der Beteiligten 
anschließen, wobei ich dieselben Gründe 
anführe, die auch von den Vertretern dieser 
Ansicht geltend gemacht werden. Ich 
möchte lediglich hinzufügen, dass auch der 
Umstand, dass die Beschäftigten der im 
Steuerbefreiungstatbestand genannten Ein­
richtungen — wie im vorliegenden Fall — 
in der Wohnung der Patienten und nicht in 

Altenheimen tätig ist, nicht zu einer ande­
ren Beurteilung führen kann. Wie bei der 
entsprechenden Auslegung des Buchstaben 
c ist auch die Bezugnahme auf „Alten­
heime" in Buchstabe g meines Erachtens 
nicht als Beschränkung der von der Steu­
erbefreiung erfassten Tätigkeiten bestimmt, 
sondern als Bestandteil der Definition der 
Art dieser Tätigkeit und damit des sachli­
chen Anwendungsbereichs der Vor­
schrift 30. 

53. Auf den ersten Teil der dritten Frage ist 
daher zu antworten, dass die Leistungen 
der Grundpflege und der hauswirt­
schaftlichen Versorgung in den An­
wendungsbereich von Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 Buchstabe g der Sechsten Richt­
linie fallen. 

2. Zweiter Teil der Frage 

54. Die Beantwortung des zweiten Teils der 
Frage ist schwieriger, geht es doch darum, 
ob Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe g 
der Sechsten Richtlinie unmittelbare Wir­
kung hat, so dass sich ein Steuerpflichtiger 
vor den nationalen Gerichten auf diese 
Vorschrift berufen kann. In dieser Frage 
läuft auch das Vorbringen der am vor­
liegenden Verfahren Beteiligten zumindest 

30 — Vgl. meine Ausführungen zum Urteil Kommission/Ver­
einigtes Königreich, in dem der Gerichtshof die Heilbe­
handlungen im Bereich der Humanmedizin nach 
Buchstabe c als Leistungen im Rahmen einer Beziehung 
beschreibt, die „normalerweise in [den] Praxisräumen [des 
Behandelnden] zum Tragen kommt" (vgl. Nrn. 36 bis 42 
dieser Schlussanträge). 
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ab einem bestimmten Punkt auseinander. 
Es ist zwar unstreitig, dass sich die Frage 
nur für den Zeitraum vor 1992, dem Jahr 
des Inkrafttretens des StÄndG, stellt, und 
dass Bestimmungen einer Richtlinie, die 
inhaltlich klar, unbedingt und hinreichend 
genau sind, unmittelbare Wirkung haben 
können, so dass sich die Einzelnen vor den 
nationalen Gerichten auf sie berufen kön­
nen 31. Im Übrigen bestehen jedoch, wie die 
nachstehende Zusammenfassung zeigt, 
tiefgreifende Unterschiede zwischen den 
Auffassungen der Beteiligten. 

a) Vorbringen der Beteiligten 

55. Die deutsche Regierung und das Fi­
nanzamt sprechen sich strikt gegen eine 
unmittelbare Anwendbarkeit von Artikel 13 
Teil A Absatz 1 Buchstabe g aus, wobei sie 
vor allem darauf verweisen, dass die dort 
geregelte Steuerbefreiung auch anderen 
Einrichtungen als solchen des öffentlichen 
Rechts gewährt werden könne, dies jedoch 
nur unter der Voraussetzung, dass sie „von 
dem betreffenden Mitgliedstaat als Ein­
richtungen mit sozialem Charakter" aner­
kannt seien. Solange diese förmliche „An­
erkennung" nicht gewährt worden sei, 

könne die Vorschrift nicht auf die be­
treffende Einrichtung angewandt werden; 
sie sei daher nicht „unbedingt", so dass es 
an einer wesentlichen Voraussetzung für 
die unmittelbare Geltung fehle. 

56. Der vorliegende Fall unterscheide sich 
von dem, über den der Gerichtshof in der 
Rechtssache Becker zu entscheiden gehabt 
habe. In dieser Rechtssache sei es darum 
gegangen, wie sich der Einleitungssatz zu 
Teil B in Artikel 13 (der mit dem Ein­
leitungssatz zu Teil A Absatz 1 über­
einstimmt, vgl. Nr. 2 der vorliegenden 
Schlussanträge), in dem mögliche Bedin­
gungen der Mitgliedstaaten für die Durch­
führung der Richtlinie angedeutet würden, 
auf die unmittelbare Geltung einer Be­
stimmung der Richtlinie auswirke 32; im 
vorliegenden Fall nehme die Bestimmung 
dagegen ausdrücklich auf eine Maßnahme 
des Mitgliedstaats Bezug, der bestimme, 
wann, unter welchen Voraussetzungen und 
in welchem Umfang die Anerkennung ge­
währt werde. 

57. Damit sei offensichtlich, dass diese 
„Anerkennung" eine „konstitutive" Be­
deutung für den sozialen Charakter der 
Einrichtung habe; sie setze eine förmliche 
Maßnahme des Gesetzgebers des be­
treffenden Mitgliedstaats voraus. Die An­
erkennung könne weder durch einen Ver­
waltungsakt ausgesprochen werden noch 

31 — Vgl. nur aus der von den Beteiligten angeführten Recht­
sprechung Urteile vom 19. Januar 1982 in der Rechtssache 
8/81 (Becker, Slg. 1982, 53, Randnr. 25) und Mohsche, 
Randnr. 17. 

32 — Insbesondere wird auf den Abschnitt des Urteils verwiesen, 
in dem der Gerichtshof festgestellt hat, dass die Unbe-
dingtheit und damit die unmittelbare Anwendbarkeit eines 
Befreiungstatbestands nicht dadurch in Frage gestellt 
werden können, dass die Mitgliedstaaten bei Bedingungen, 
„die sich in keiner Weise auf den Inhalt der vorgesehenen 
Steuerbefreiung erstrecken" (Randnr. 32), einen gewissen 
Ermessensspielraum haben. 
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lasse sie sich im Einzelfall aus einer still­
schweigenden Verwaltungspraxis herleiten; 
dies gelte nicht nur, weil „als Einrichtungen 
mit sozialem Charakter anerkannte Ein­
richtungen" im deutschen Recht vor 1992 
nicht vorgesehen gewesen seien, sondern 
auch, weil jede andere Lösung eine er­
weiternde Auslegung der Befreiungs­
tatbestände des Artikels 13 voraussetzen 
würde, die jedoch, wie bereits mehrfach 
erwähnt, eng auszulegen seien. Außerdem 
würde die Zulassung einer stillschweigend 
oder durch Verwaltungsakt im Einzelfall 
erteilten Anerkennung unweigerlich zu ei­
ner Verletzung des Grundsatzes der 
Rechtssicherheit führen. 

58. Die Anerkennung könne auch nicht 
durch Dritte, wie durch Krankenkassen, im 
Rahmen des Abschlusses von Verträgen 
über die Erbringung von Leistungen der 
ambulanten Pflege durch die betreffenden 
Einrichtungen erteilt werden. Nur der 
Mitgliedstaat als Begünstigter der Steuer­
vorschriften könne auf die Steuerschuld 
verzichten und eine Steuerbefreiung ge­
währen; dies könne nach der deutschen 
Verfassung nur durch ein Gesetz geschehen. 
Eine Anerkennung, die nur zwecks Er­
stattung der Kosten für die erbrachten 
Leistungen an die Krankenversicherten er­
folge, könne keine Auswirkungen im steu­
erlichen Bereich haben, der sich vom Ver­
sicherungsbereich unterscheide. 

59. Jedenfalls werde in Artikel 249 EG 
ausdrücklich anerkannt, dass die Mitglied­
staaten, die die Gemeinschaftsrichtlinie 

umzusetzen hätten, zwar das vorgegebene 
Ziel verfolgen müssten, aber in der Wahl 
der Form und der hierfür erforderlichen 
Mittel frei seien. Das gelte umso mehr, 
wenn den Mitgliedstaaten, wie im vor­
liegenden Fall, hinsichtlich des Inhalts der 
Umsetzungsmaßnahmen ein weiter Er­
messensspielraum eingeräumt worden sei. 
Die Bundesrepublik Deutschland habe es 
ursprünglich nicht für erforderlich ge­
halten, die in Rede stehenden Einrichtun­
gen „anzuerkennen"; diese rechtspolitische 
Entscheidung sei später aufgrund der 
wachsenden Bedeutung der privaten am­
bulanten Pflegedienste im Laufe der 80er 
Jahre geändert worden; außerdem habe 
sich die Bundesrepublik zu speziellen ge­
setzgeberischen Eingriffen entschlossen. Es 
bestehe daher kein Grund, die den Mit­
gliedstaaten zuerkannten Freiräume durch 
die Verpflichtung zu beschränken, An­
erkennungen nachträglich und in einer 
Weise oder unter Voraussetzungen zu ge­
währen, die sich von denen unterschieden, 
die der deutsche Gesetzgeber festgelegt ha­
be. 

60. Die deutsche Regierung und das Fi­
nanzamt machen im Ergebnis geltend, die 
Klägerin könne für die Zeit vor 1992 die 
Steuerbefreiung nicht in Anspruch nehmen, 
da die „Anerkennung" erst im Jahr 1992 
durch das StÄndG gewählt worden sei. 

61. Die Kommission und die Klägerin ver­
treten einen völlig anderen Standpunkt. Die 
Kommission räumt zunächst ein, dass die 
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Anwendung von Artikel 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe g die vorherige Anerkennung der 
Einrichtung als „Einrichtung mit sozialem 
Charakter" durch den betreffenden Mit­
gliedstaat voraussetze und die Bestimmung 
daher grundsätzlich nicht als unbedingt 
angesehen werden könne. Dadurch werde 
jedoch die Möglichkeit einer unmittelbare 
Geltung der Vorschrift nicht generell aus­
geschlossen, wenn nachgewiesen werden 
könne, dass der betreffende Mitgliedstaat 
die Einrichtung im Einzelfall in irgendeiner 
Weise anerkannt habe; dies gelte umso 
mehr, als sich aus dem übrigen Inhalt der 
Bestimmung hinreichend genau und unbe­
dingt ergebe, welche Tätigkeiten von der 
Steuerbefreiung erfasst würden. Eine ande­
re Beurteilung würde gegen den Zweck der 
unmittelbaren Geltung von Richtlinien 
verstoßen, der darin bestehe, die praktische 
Wirksamkeit der Richtlinienbestimmungen 
sicherzustellen, indem es den Betroffenen 
ermöglicht werde, sich gegenüber allen in­
nerstaatlichen, nicht richtlinienkonformen 
Vorschriften auf die Richtlinie zu berufen. 

62. Wenn also im Einzelfall genügend An­
haltspunkte vorlägen, um den genauen In­
halt der in der Richtlinie vorgesehenen Be­
dingungen zu bestimmen, gebe es keinen 
Grund, die unmittelbare Geltung der 
Richtlinie abzulehnen. In diesem Sinne ha­
be sich auch der Gerichtshof im Urteil 
Carbonari geäußert, in dem es ebenfalls um 
das Fehlen einer vorherigen „An­
erkennung" des betreffenden Mitglied­
staats gegangen sei, die in einer Gemein­
schaftsrichtlinie für verschiedene Modali­
täten der Weiterbildung einer bestimmten 
Berufsgruppe (im entschiedenen Fall der in 
der Weiterbildung zum Facharzt befindli­
chen Ärzte) vorgesehen gewesen sei. Der 
Gerichtshof habe in dieser Rechtssache 
entschieden, dass die betreffenden Richt­

linienbestimmungen trotz des Versäum­
nisses des Mitgliedstaats unmittelbar an­
wendbar sein könnten, da die darin auf­
geführten Bedingungen hinreichend genau 
seien, um zu festzustellen, ob die er­
forderlichen Weiterbildungsvor­
aussetzungen in einem bestimmten Fall ge­
geben seien 33. 

63. Lägen daher hinreichende Anhalts­
punkte dafür vor, dass eine Einrichtung in 
einem Mitgliedstaat in irgendeiner Weise 
als Einrichtung mit sozialem Charakter 
angesehen werde, so hätten die zuständigen 
Stellen des betreffenden Mitgliedstaats zu 
prüfen, ob dies zur Erfüllung der Voraus­
setzungen des Artikels 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe g ausreiche. Dabei sei nicht er­
forderlich, dass die Anerkennung durch ein 
Gesetz erfolge, da eine derartige Schluss­
folgerung keine Stütze in der genannten 
Richtlinienbestimmung finde 34 und die 
Möglichkeit, sich auf die unmittelbare 

33 — Urteil vom 25. Februar 1999 in der Rechtssache C-131/97 
(Carbonari u. a., Slg. 1999, I-1103), in dem sich der 
Gerichtshof zur unmittelbaren Geltung des Anhangs der 
Richtlinie 75/363/EWG des Rates vom 16. Juni 1975 zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die Tätigkeiten des Arztes in der Fassung der Richtlinie 
82/76/EWG vom 26. Januar 1982 geäußert hat. ..Nr. 1 
dieses Anhangs bestimmt, dass die Ausbildung von Ärzten, 
die sich in der Weiterbildung zum Facharzt befinden, an 
spezifischen Weiterbildungsstätten erfolgen muss, die von 
den zuständigen Behörden anerkannt sind, wobei diese 
Behörde die Modalitäten der praktischen und theoreti­
schen Weiterbildung festzulegen hat. Der Gerichtshof hat 
dazu festgestellt: „Zwar heißt es dort, dass die Modalitäten 
von den zuständigen Behörden festgelegt werden, doch 
sind die in dieser Nummer aufgeführten Voraussetzungen 
für die Weiterbildung auf Vollzeitbasis hinreichend genau, 
um es dem vorlegenden Gericht zu ermöglichen, zu 
bestimmen, welche der Kläger des Ausgangsverfahrens 
zur Gruppe der in der Weiterbildung zum Facharzt 
befindlichen Ärzte gehören, die in der Zeit vor dem 
Studienjahr 1991/92 die Voraussetzungen für die Vollzeit­
weiterbildung zum Facharzt im Sinne der Koordinierungs­
richtlinie und der Richtlinie 82/76 erfüllen." (Randnr. 34). 

34 — Wie die Klägerin betont, ist vielmehr in den Buchstaben b 
und p der Vorschrift von „ordnungsgemäß" anerkannten 
Einrichtungen die Rede, während sich diese restriktivere 
Formulierung in Buchstabe g nicht finde. 
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Wirkung der Bestimmung zu berufen, 
übermäßig erschweren würde; die An­
erkennung könne vielmehr von einer Ver­
waltungsbehörde erteilt werden und 
durchaus auch auf anderen Gründen als 
den im Befreiungstatbestand angeführten 
beruhen. 

64. Die Kommission schliefst sodann die 
Möglichkeit aus, dass Artikel 13 Teil A 
Absatz 2 Buchstaben a und b der Sechsten 
Richtlinie der unmittelbaren Geltung von 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe g 
entgegenstehen könnte. Artikel 13 Teil A 
Absatz 2 Buchstabe a ermächtige — wie 
wir gesehen haben (vgl. Nr. 2 der vor­
liegenden Schlussanträge) — die Mitglied­
staaten, die in Artikel 13 Teil A Absatz 1 
vorgesehenen Steuerbefreiungen von der 
Erfüllung bestimmter Bedingungen ab­
hängig zu machen; wenn ein Staat hiervon 
keinen Gebrauch mache, dann könne er 
wegen der Unbedingtheit und der hinrei­
chenden Genauigkeit von Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 Buchstabe g „[e]inem Steuer­
pflichtigen, der in der Lage ist zu beweisen, 
dass er steuerrechtlich unter einen Befrei­
ungstatbestand der Richtlinie fällt,... nicht 
entgegenhalten, dass er die Vorschriften, 
die die Anwendung eben dieser Steuerbe­
freiung erleichtern sollen, nicht erlassen 
hat" (Urteil Becker, Randnr. 33). Artikel 13 
Teil A Absatz 2 Buchstabe b enthalte Vor­
aussetzungen, bei deren Vorliegen eine 
Steuerbefreiung zwingend ausgeschlossen 
sei. Auch in Bezug auf diese Vorschrift 
macht die Kommission geltend, dass der­
artige nur möglicherweise vorliegende Ein­
schränkungen nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes der Unbedingtheit und hin­
reichenden Genauigkeit der hier zu prü­

fenden Bestimmung nicht entgegen­
stünden 35. 

65. Die Kommission weist schließlich dar­
auf hin, dass die Bundesrepublik Deutsch­
land, selbst wenn der Gerichtshof Artikel 13 
Teil A Absatz 1 Buchstabe g nicht für un­
mittelbar anwendbar halten sollte, nach 
Artikel 10 EG verpflichtet sei, alle er­
forderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
die vollständige Einhaltung des Gemein­
schaftsrechts zu gewährleisten; die na­
tionalen Gerichte müssten daher § 4 Nr. 16 
UStG unter Berücksichtigung des Wortlauts 
und des Zweckes der Sechsten Richtlinie 
auslegen, um die Richtlinienkonformität 
sicherzustellen. 

66. Die Klägerin argumentiert ebenso wie 
die Kommission, allerdings in detaillierte­
rer Form; sie macht geltend, dass sich die 

35 — Vgl. in diesem Sinne Urteil vom 17. Oktober 1989 in den 
verbundenen Rechtssachen 231/87 und 129/88 (Curmul? 
di Carpaneto Piacentino u. a., Sig. 1989, .3233, 
Randnr. 32), in dem der Gerichtshof ulier die unmittelbare 
Geltung einer Bestimmung der Sechsten Richtlinie zu 
entscheiden hatte, die unter bestimmten Voraussetzungen 
den Ausschluss der Steuerbefreiung zuheß (vgl. Artikel 4 
Absatz S erster und zweiter Unterabsatz der Sechsten 
Richtlinie: „Staaten, Lander, Gemeinden und sonstige 
Lmrichtungen des öffentlichen Rechts gelten nicht als 
Steuerpflichtige, soweit sie Tätigkeiten ausüben oder 
Leistungen erbringen, die ihnen im Rahmen der öffent­
lichen Gewalt obliegen, auch wenn sie im Zusammenhang 
nut diesen Tatigkeiten oder Leistungen Zolle, Gebuhren, 
Beitrage oder sonstige Abgaben erheben. Falls sie ledoch 
solche Tätigkeiten ausüben oder Leistungen erbringen, 
gelten sie fur diese Tätigkeiten oder Leistungen als Steuer­
pflichtige, sofern eine Behandlung als Nicht-Sreuernflich-
tige zu größeren Wettbewerbsverzerrungen fuhren 
wurde.") Der Gerichtshof hat festgestellt, dass die Bestim­
mung vor den nationalen Gerichten herangezogen werden 
konne, auch wenn ihre Anwendung eine Beurteilung 
wirtschaftlicher Faktoren verlange, da die Einschrankung 
nur Eventialcharakter habe. 
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Anerkennung nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes 36 auch aus anderweitigen 
Bestimmungen oder aus den Grundsätzen 
der maßgeblichen Rechtsordnung ergeben 
könne. 

67. Die Klägerin trägt insbesondere vor, die 
von ihr erbrachten Leistungen seien eng mit 
der Sozialfürsorge und der sozialen Sicher­
heit verbunden und ihre Tätigkeit werde — 
wie auch der Bundesfinanzhof hervor­
hebt 37 — von den Krankenkassen und den 
Sozialhilfeträgern finanziert. Außerdem 
seien private Leistungsanbieter schon vor 
1992 in nationalen Rechtsvorschriften un­
terschiedlichen Rangs und Charakters, die 
jedoch alle dem Recht der Sozial­
versicherung und der Sozialhilfe an­
gehörten, ausdrücklich erwähnt worden. 
Dazu gehörten insbesondere die Re­
gelungen, die seit Anfang der 80er Jahre in 
den besonderen Beziehungen zwischen den 
Erbringern häuslicher Pflegeleistungen 
auch medizinischer Art und den Sozial­
versicherungsträgern getroffen worden sei­
en, die den mit diesen Leistungen ver­
bundenen Aufwand größtenteils über­
nommen hätten. Die Klägerin verweist 
auch auf Rechtsvorschriften verschiedener 
Bundesländer, die Verwaltungspraxis sowie 
Verwaltungsvorschriften, aufgrund deren 

im Ergebnis eine Steuerbefreiung für die in 
Rede stehenden Tätigkeiten gewährt wor­
den sei, die unter der Voraussetzung ge­
standen hätte, dass sie von Verbänden oder 
Einrichtungen erbracht worden seien, die 
hierfür durch die Krankenkassen anerkannt 
worden seien. 

68. Die Klägerin macht schließlich geltend, 
die von ihr vertretene Auffassung ent­
spreche auch deshalb dem Gesetzeszweck, 
weil sie es erlaube, die Krankheits- und 
Sozialversicherungskosten und damit die 
Beiträge der Mitglieder der Krankenkassen 
und Sozialversicherungseinrichtungen zu 
begrenzen; die deutsche Regierung erwidert 
hierauf, diese Kostensenkung könne auch 
durch andere Mittel erreicht werden. 

b) Würdigung 

69. Durch die ausführliche Wiedergabe des 
Vorbringens der Beteiligten sollte der Ge­
genstand der Auseinandersetzung und die 
Art der zwischen ihnen bestehenden Diffe­
renzen verdeutlicht werden. Dabei hat sich 
ergeben, dass sich die Auffassungen der 
Kommission und der Bundesrepublik 
Deutschland vor allem in einer grund­
legenden Frage unterscheiden, nämlich der, 
ob es möglich sei, einer Bestimmung wie 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe g 
unmittelbare Geltung beizumessen. Dem-

36 — Die Klägerin verweist insbesondere auf die Urteile vom 
23. Mai 1985 in der Rechtssache 29/84 (Kommission/ 
Deutschland, Slg. 1985, 1661) und vom 30. Mai 1991 in 
der Rechtssache 361/88 (Kommission/Deutschland, Slg. 
1991, I-2567). 

37 — Der Bundesfinanzhof weist außerdem darauf hin, dass 
nach einer neueren Entscheidung des Bundesverfassungs­
gerichts die Steuerbefreiung für heilberufliche Dienst­
leistungen mit dem Zweck des § 4 Nr. 14 UStG vereinbar 
ist, wenn die Aufwendungen für diese Leistungen regel­
mäßig von den Trägern der Sozialversicherung über­
nommen werden (Beschluss vom 10. November 1999, 2 
BvR 2861/93, UR 1999, S. 498). 
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gegenüber befassen sich das Finanzamt und 
die Klägerin vornehmlich mit Anhalts­
punkten, die im vorliegenden Fall für oder 
gegen die Qualifizierung der Klägerin als 
„Einrichtung mit sozialem Charakter" 
sprechen sollen. Es bedarf fast keiner Er­
wähnung, dass die letztere Frage nicht nur 
von der Beantwortung der ersteren ab­
hängig ist, sondern auch eher der Beur­
teilung durch die nationalen Gerichte un­
terliegt, während die erstere direkt in die 
Zuständigkeit des Gerichtshofes fällt. Sie 
soll daher im Vordergrund der Erwägungen 
stehen. 

70. Wie wir gesehen haben, geht das Vor­
bringen der deutschen Regierung im Kern 
dahin, dass es wegen der Freiheit und des 
Ermessensspielraums, die den Mitglied­
staaten in Artikel 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe g eingeräumt würden, völlig 
undenkbar sei, eine unmittelbare Geltung 
dieser Bestimmung anzunehmen. Die 
Kommission stimmt zwar mit dieser Argu­
mentation im Grundsatz überein, sie lehnt 
es jedoch ab, ihr Allgemeingültigkeit bei­
zumessen und die Schlussfolgerung zu zie­
hen, auch wenn stichhaltige Anhaltspunkte 
dafür sprächen, sei es gänzlich unmöglich, 
eine bestimmte Einrichtung als Einrichtung 
mit sozialem Charakter zu betrachten. 

71. Nachdem der Gegenstand der dieser 
Vorlagefrage zugrunde liegenden Haupt­
problematik geklärt ist, komme ich zu der 
näheren Untersuchung der von den Betei­
ligten vorgebrachten Argumente, wobei ich 
mit denen der deutschen Regierung be­
ginne. 

72. Sicherlich lässt sich nicht bestreiten, 
dass die streitige Bestimmung den Mit­
gliedstaaten, wie die deutsche Regierung 
immer wieder betont, einen weiten Er­
messensspielraum bei der Anerkennung der 
fraglichen Einrichtungen gewährt, doch 
halte ich dieses Argument nicht zwangs­
läufig für entscheidend. Wie die Kommis­
sion bemerkt, hat der Gerichtshof im Urteil 
Becker im Hinblick auf die Sechste Richt­
linie die folgenden Ausführungen gemacht, 
die auf einer ständigen und grundlegenden 
Rechtsprechung beruhen: ,,[W]eder der 
allgemeine Charakter der fraglichen Richt­
linie noch der Spielraum, den sie den Mit­
gliedstaaten... einräumt, [lassen sich] dafür 
anführen, denjenigen Bestimmungen jeg­
liche Wirkung zu versagen, auf die sich 
angesichts ihres Gegenstands die Einzelnen 
sinnvollerweise vor Gericht berufen kön­
nen, auch wenn die Richtlinie in ihrer Ge­
samtheit nicht durchgeführt worden ist." 38 

Es geht also gerade darum, im Einzelfall 
festzustellen, ob die Richtlinie trotz des den 
Mitgliedstaaten eingeräumten Ermessens­
spielraums unmittelbare Geltung haben 
kann. 

73. Die deutsche Regierung hält dem ent­
gegen, die Anwendbarkeit der hier zu un­
tersuchenden Bestimmung sei nicht von der 
Ausübung eines allgemeinen Ermessens des 
betreffenden Mitgliedstaats abhängig, son­
dern vom Erlass einer bestimmten Rechts-

38 — Randnr. 30. Vgl. auch die Urteile vom 20. Oktober 1993 
in der Rechtssache C-10/92 (Balocchi, Sig. 1993, I-5105, 
Randnr. 34) und vom 6. Juli 1995 in der Rechtssache 
C-62/93 (BP Soupergaz, Slg. 1995, I-1883, Randnr. 34). In 
diesem Sinne auch in Bezug auf Anikei 13 der Sechsten 
Richtlinie Urteil vom 10. Juni 1999 in der Rechtssache 
C-346/97 (Braathens, Slg. 1999, I-3419, Randnr. 31), das 
Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 92/81/EWG des Rates 
vom 19. Oktober 1992 zur Harmonisierung der Struktur 
der Verbrauchsteuern auf Mineralöle (ABl. L 316. S. 12) 
betrifft, dessen Einleitungssatz im Wesentlichen mit dem 
des Artikels 13 Teil A Absatz 1 der Sechsten Richtlinie 
übereinstimmt, und Urteil vom 18. Januar 2001 in der 
Rechtssache C-150/99 (Stockholm Lindöpark, Slg. 2001 , 
I-493, Randnrn. 29 bis 33) zu Artikel 13 Teil B der 
Sechsten Richtlinie. 
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Vorschrift durch diesen Staat. Hier scheint 
mir jedoch der Einwand der Kommission 
nicht ungerechtfertigt, wonach die in Rede 
stehende Bestimmung keine Anhaltspunkte 
dafür enthält, dass die darin erwähnte 
„Anerkennung" eine bestimmte Form ha­
ben oder gar als Gesetz ergehen müsse. Die 
Ansicht der deutschen Regierung scheint 
mir lediglich eine Vermutung zu sein, die 
wahrscheinlich darauf zurückzuführen ist, 
dass in Deutschland wie in anderen Mit­
gliedstaaten Leistungspflichten nur durch 
Gesetz begründet werden können. Im vor­
liegenden Fall geht es jedoch nicht um die 
Begründung neuer Leistungspflichten, son­
dern um die Anerkennung von Steuerbe­
freiungen aufgrund von Tatbeständen, die 
durch eine gemeinschaftsrechtliche Be­
stimmung für alle Mitgliedstaaten geregelt 
sind; außerdem können die Richtlinien 
nicht im Hinblick auf die jeweiligen staat­
lichen Rechtsordnungen ausgelegt oder 
angewandt werden, da sie in allen Mit­
gliedstaaten einheitlich durchzuführen sind. 
Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe g ist 
lediglich zu entnehmen, dass es einer An­
erkennung des sozialen Charakters der 
fraglichen Einrichtung bedarf; die Art und 
Weise und das Verfahren dieser An­
erkennung sind grundsätzlich Sache des 
betreffenden Mitgliedstaats, der insoweit 
keinen zusätzlichen Auflagen oder Be­
schränkungen unterliegt. 

74. Demnach kann das Fehlen einer aus­
drücklichen gesetzlichen Anerkennung der 
fraglichen Einrichtungen nicht zwangs­
läufig als Grund angesehen werden, um die 
unmittelbare Geltung der Vorschrift aus­
zuschließen; vielmehr ist zu prüfen, ob die 
Rechtsordnung des betreffenden Mitglied­
staats es erlaubt, auf anderem Weg eine 
Anerkennung des sozialen Charakters der 
Einrichtung in irgendeiner Form, sei sie 
auch nur faktischer Art, zu bejahen. Diese 
Prüfung ist erforderlich, weil es um einen 

Rechtsanspruch in Form einer Steuerbe­
freiung geht, der den Steuerpflichtigen nach 
der Richtlinie zusteht, wenn sie bestimmte 
Voraussetzungen erfüllen. Es obliegt zwar 
in erster Linie den Mitgliedstaaten, diese 
Voraussetzungen zu definieren, doch hat 
der Gerichtshof im Urteil Becker (und nicht 
nur dort) klargestellt, dass ein Mitglied­
staat, der es versäumt hat, in der Richtlinie 
vorgesehene Durchführungsmaßnahmen zu 
erlassen, „sich nicht auf seine eigene Un­
tätigkeit berufen [darf], um einem Steuer­
pflichtigen die Vergünstigung einer Steuer­
befreiung zu verweigern, die dieser auf­
grund der Richtlinie zu Recht be­
anspruchen kann" (Randnr. 34). Wenn es 
daher — um es nochmals zu sagen — 
möglich ist, die Voraussetzungen für die 
Anerkennung auf anderem Weg zu bejahen, 
dann verlangen die Grundsätze der Ge­
meinschaftsrechtsordnung und ins­
besondere der Grundsatz der praktischen 
Wirksamkeit der Richtlinie, dass den Be­
troffenen die Ausübung eines Rechts­
anspruchs, der ihnen nach der Richtlinie 
zusteht, nicht versagt wird 39. 

75. Die deutsche Regierung bringt hier­
gegen noch weitere Einwände vor. Sie ver­
weist zunächst darauf, dass in der Rechts­
sache Comune di Carpaneto Piacentino u. a. 
keine besondere staatliche Regelung zur 

39 — In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, 
dass der Gerichtshof im Urteil Comune di Carpaneto 
Piacentino u. fl. zur Frage der unmittelbaren Wirkung einer 
Bestimmung der Sechsten Richtlinie (Artikel 4 Absatz 5 
erster Unterabsatz), in der „Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts" von der Steuer befreit werden, soweit sie Leis­
tungen „im Rahmen der öffentlichen Gewalt" erbringen, 
festgestellt hat: „Das einzige Kriterium, das eine sichere 
Unterscheidung [zwischen den von diesen Einrichtungen 
,im Rahmen der öffentlichen Gewalt' ausgeübten Tätig­
keiten und denen, die sie als Rechtssubjekte des Privat­
rechts ausüben] ermöglicht, ist... die nach dem nationalen 
Recht anwendbare Regelung." (Randnr. 15). Der Gerichts­
hof hat darauf hingewiesen, dass es „Sache des nationalen 
Gerichts [ist], die fragliche Tätigkeit... zu beurteilen" 
(Randnr. 16) und die Bestimmung im Ergebnis als 
unmittelbar anwendbar angesehen, „da die Einrichtungen 
und Tätigkeiten, für die die Regei der Behandlung als 
Nicht-Steuerpflichtige gilt, darin klar bezeichnet sind" 
(Randnr. 31). 
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Qualifizierung der entsprechenden Ein­
richtungen vorgesehen gewesen sei, da 
diese Frage durch eine Verweisung auf das 
nationale Recht geregelt gewesen sei; das 
Gericht habe daher die Qualifizierung un­
mittelbar anhand des nationalen Rechts 
vornehmen können, während im vor­
liegenden Fall eine besondere staatliche 
Maßnahme erforderlich sei. Dieser Ein­
wand scheint mir auf demselben Zirkel­
schluss zu beruhen, den ich bereits zuvor 
aufgezeigt und kritisiert habe, setzt er doch 
gerade das voraus, was unter Beweis zu 
stellen wäre, nämlich, dass eine staatliche 
Maßnahme in unserem Fall tatsächlich 
unerlässlich ist. 

76. Ein weiterer Einwand der deutschen 
Regierung geht dahin, dass wiederum im 
Urteil Comune di Carpaneto Piacentino 
u. a., aber auch in dem bereits erwähnten 
früheren Urteil Carbonari die Vorausset­
zungen und die Anforderungen für die 
Anerkennung der in den jeweils maßgeb­
lichen Bestimmungen vorgesehenen be­
sonderen Eigenschaften in Ermangelung 
besonderer staatlicher Maßnahmen der 
Richtlinie selbst zu entnehmen gewesen 
seien; Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe 
g enthalte dagegen keine geeigneten An­
haltspunkte, anhand deren man eine feh­
lende staatliche Regelung zur Qualifizie­
rung der Einrichtungen mit sozialem Cha­
rakter ersetzen könne. 

77. Ich gebe gerne zu, dass die Bestimmung 
der betreffenden Einrichtungen gerade aus 
den eben angeführten Gründen ohne eine 
besondere gesetzliche Regelung tatsächlich 
wesentlich schwieriger ist; allerdings bin 
ich nicht der Auffassung — und hierin 
liegt auch der Grund für die abweichende 
Beurteilung der Kommission —, dass dies 
gänzlich unmöglich ist, wie die deutsche 

Regierung behauptet. Ich möchte zunächst 
darauf hinweisen, dass es sich bei dem Be­
griff „Einrichtung mit sozialem Charakter" 
nicht um einen rechtstechnischen Begriff 
handelt, wie etwa, um ein Beispiel aus 
derselben Bestimmung zu wählen, bei dem 
Begriff „Einrichtung des öffentlichen 
Rechts". Er erfordert daher keine be­
sondere gesetzliche Definition, in der for­
male Tatbestandsmerkmale festgesetzt 
sind, sondern kann anhand der allgemeinen 
Begriffe der Rechtsordnung bestimmt wer­
den. Außerdem lässt sich nicht behaupten, 
dass die Richtlinie keinerlei Anhaltspunkte 
für die Begriffsbestimmung liefert. Abge­
sehen von den allgemeinen Erkenntnissen, 
die sich aus einer systematischen Analyse 
ergeben, lassen sich meines Erachtens auch 
aus den besonderen Tatbeständen einige, 
wenn auch indirekte Anhaltspunkte ge­
winnen. Ich beziehe mich dabei ins­
besondere auf Artikel 13 Teil A Absatz 2 
Buchstabe a, der — wie wir gesehen haben 
(Nr. 2 der vorliegenden Schlussanträge) — 
eine Reihe von Bedingungen aufzählt, von 
denen die Mitgliedstaaten von Fall zu Fall 
die Gewährung der unter Absatz 1 vor­
gesehenen Befreiungen, und damit auch der 
Befreiung nach Absatz 1 Buchstabe g, ab­
hängig machen können. Es handelt sich 
dabei um „Maximalbedingungen" in dem 
Sinne, dass die Mitgliedstaaten zwar ganz 
auf sie verzichten oder weniger weit­
gehende Regelungen, nicht aber zusätzliche 
oder weiter gehende Bedingungen vorsehen 
dürfen. Wenn also eine Einrichtung diese 
Bedingungen erfüllt, dann ist das bereits ein 
Anhaltspunkt dafür, dass die An­
forderungen des Tatbestands gegeben sind, 
oder — anders ausgedrückt — dass keine 
Hindernisse für die Anerkennung als Ein­
richtung mit sozialem Charakter vorliegen. 

78. Es versteht sich von selbst, dass die 
Möglichkeit einer solchen Anerkennung in 
erster Linie anhand des nationalen Rechts 

I - 6863 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN TIZZANO — RECHTSSACHE C-141/00 

des betreffenden Mitgliedstaats zu prüfen 
sind. Es obliegt daher dem nationalen Ge­
richt, im jeweiligen Einzelfall eine Be­
wertung anhand der Grundsätze seiner 
Rechtsordnung vorzunehmen, wobei ins­
besondere die hierfür relevanten be­
sonderen Anhaltspunkte zu berücksichtigen 
sind wie beispielsweise diejenigen Ge­
sichtspunkte, die im vorliegenden Fall von 
den Parteien selbst angeführt worden sind: 
einschlägige Regelungen, unabhängig da­
von, ob sie auf Bundes- oder Landesebene 
erlassen worden sind, ob es sich um ge­
setzliche Bestimmungen oder Ver­
waltungsvorschriften handelt und ob sie 
Steuer- oder sozialversicherungsrechtlichen 
Charakter haben; der Umstand, dass Ver­
bände, die dieselbe Tätigkeit wie die Klä­
gerin ausüben, wegen ihrer Gemeinnützig­
keit bereits eine ähnliche Steuerbefreiung 
erhalten; die Tatsache, dass die Auf­
wendungen für die Leistungen großenteils 
von gesetzlichen Krankenkassen und Sozi­
alhilfeträgern übernommen werden, mit 
denen private Anbieter wie die Klägerin in 
Vertragsbeziehungen stehen, und ähnliches 
mehr (vgl. Nummer 67 der vorliegenden 
Schlussanträge). Ich sage nochmals, dass es 
sicherlich nicht einfach sein wird, auf diese 
Weise das Hindernis zu bewältigen, dass 
sich aus dem Fehlen einer klaren und aus­
drücklichen Regelung des Mitgliedstaats 
ergibt; angesichts der grundsätzlichen und 
einzelfallbezogenen Erwägungen, die ich 
dargestellt habe, bin ich jedoch der Auf­
fassung, dass ein solches Ergebnis nicht 
schlechterdings ausgeschlossen werden 
kann. 

79. Schließlich möchte ich bemerken, dass 
der hier vorgeschlagenen Lösung nicht 
entgegengehalten werden kann, sie beruhe 
auf einer erweiternden Auslegung der 
Sechsten Richtlinie, die mit dem gegen­
teiligen Auslegungsgrundsatz unvereinbar 
sei, der, wie bereits mehrfach erwähnt, 
vorliegend angewandt werden müsse. Diese 
Lösung führt nämlich nicht zu einer Er­
weiterung des Anwendungsbereichs der 
Steuerbefreiung auf in der Richtlinie nicht 

vorgesehene Fälle, sondern beschränkt sich 
darauf, den Steuerpflichtigen diejenigen 
Vergünstigungen zu ermöglichen, auf die 
sie nach der Richtlinie Anspruch haben. 
Probleme hinsichtlich der Vereinbarkeit mit 
den anerkannten Auslegungsgrundsätzen 
des Gemeinschaftsrechts ergeben sich al­
lenfalls bei der Gegenmeinung, da die Re­
gelung in Artikel 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe g eine Ausnahme von dem 
Grundsatz bildet, wonach „die in Artikel 13 
der Sechsten Richtlinie vorgesehenen Be­
freiungen eigenständige Begriffe des Ge­
meinschaftsrechts [darstellen]... Dies muss 
auch für spezielle Bedingungen gelten, von 
denen die Gewährung dieser Befreiungen 
abhängig gemacht wird, und insbesondere 
für diejenigen, die die Eigenschaft oder 
Identität des Wirtschaftsteilnehmers be­
treffen, der die von der Befreiung erfassten 
Leistungen erbringt" (Urteil Bulthuis-
Griffioen, Randnr. 18). Im Zweifel ist da­
her eine Auslegung zu wählen, die der 
„Eigenständigkeit" der zu in Rede stehen­
den Begriffe so weit wie möglich Rechnung 
trägt und sie sogar betont, da durch eine 
solche Methode bei der Auslegung der 
Richtlinie Übertreibungen in der einen oder 
anderen Richtung vermieden und eine ein­
heitliche Rechtsanwendung begünstigt 
werden. 

80. Im Ergebnis bin ich der Auffassung, 
dass grundsätzlich die Möglichkeit einer 
unmittelbaren Geltung der hier zu prüfen­
den Bestimmung besteht und der zweite 
Teil der dritten Vorlagefrage folglich dahin 
zu beantworten ist, dass die unmittelbare 
Geltung von Artikel 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe g der Sechsten Richtlinie auch 
beim Fehlen einer besonderen gesetzlichen 
Regelung des betreffenden Mitgliedstaats 
nicht ausgeschlossen werden kann, wenn 
das nationale Gericht anhand aller ein­
schlägigen Anhaltspunkte die Feststellung 
treffen kann, dass es sich bei dem Steuer­
pflichtigen um eine „als Einrichtung mit 
sozialem Charakter anerkannte Einrich­
tung" handelt. 
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V — Ergebnis 

81. Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, die folgenden Feststellungen 
zu treffen: 

1. Die Steuerbefreiung nach Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten 
Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemein­
sames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungs­
grundlage ist von der Rechtsform des Steuerpflichtigen, der die Heilbehand­
lungen erbringt, unabhängig. 

2. Die Steuerbefreiung nach Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten 
Richtlinie ist nur auf Umsätze durch Leistungen der Heilbehandlung, die — 
auch ambulant — von ausgebildetem Krankenpflegepersonal erbracht wer­
den, sowie durch unbedingt notwendige Nebenleistungen anwendbar, die in 
tatsächlicher und wirtschaftlicher Hinsicht mit den Behandlungsleistungen 
untrennbar verbunden sind. 

3. a) Die Leistungen der Grundpflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung 
fallen in den Anwendungsbereich von Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe 
g der Sechsten Richtlinie. 

b) Die unmittelbare Geltung von Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe g der 
Sechsten Richtlinie kann auch beim Fehlen einer besonderen gesetzlichen 
Regelung des betreffenden Mitgliedstaats nicht ausgeschlossen werden, 
wenn das nationale Gericht anhand aller einschlägigen Anhaltspunkte die 
Feststellung treffen kann, dass es sich bei dem Steuerpflichtigen um eine 
„als Einrichtung mit sozialem Charakter anerkannte Einrichtung" handelt. 
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